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Gesetz 

zu dem Abkommen vom 15. Januar 1988 
zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
und der Regierung der Ungarischen Volksrepublik 
über die Binnenschiffahrt 

Vom 14. Dezember 1989 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen; 

Artikel 1 

Dem in Budapest am 15. Januar 1988 Unterzeichneten 
Abkommen zwischen der Regierung der Bundesrepublik 
Deutschland und der Regierung der Ungarischen Volks¬ 
republik über die Binnenschiffahrt sowie dem am 
12. Dezember 1986 aus Anlaß des Abschlusses der Ver¬ 
handlungen über dieses Abkommen in Budapest Unter¬ 
zeichneten Protokoll wird zugestimmt. Das Abkommen 
sowie das Protokoll werden nachstehend veröffentlicht. 

Artikel 2 

Der Bundesminister für Verkehr wird ermächtigt, die 
genehmigten Vereinbarungen über die Mindest-ZHöchst- 
frachten sowie die Nebenbedingungen für den Wechsel¬ 
verkehr, auf die sich der Gemischte Ausschuß gemäß 
Artikel 14 Abs. 3 des Abkommens geeinigt hat, durch 
Rechtsverordnung in Kraft zu setzen. 

Artikel 3 

Abweichungen von den in einer Rechtsverordnung nach 
Artikel 2 festgesetzten Mindest-ZHöchstfrachten für Ver¬ 
kehrsleistungen sowie Zahlungen oder andere Zuwendun¬ 
gen, die einer Umgehung des festgesetzten Entgelts 
gleichkommen, sind verboten. 


Artikel 4 

Ordnungswidrig im Sinne des § 3 des Wirtschaftsstraf¬ 
gesetzes 1954 handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig den 
Abschluß von Verträgen über Wechselverkehre im Sinne 
des Artikels 4 des Abkommens in Abweichung von den 
durch Rechtsverordnungen nach Artikel 2 in Kraft gesetz¬ 
ten Mindest-ZHöchstfrachten anbietet oder vermittelt oder 
wer solche Verträge abschließt oder erfüllt. 


Artikel 5 

Verwaltungsbehörde im Sinne des § 36 Abs. 1 Nr. 1 des 
Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten ist die Wasser- und 
Schiffahrtsdirektion. Der Bundesminister für Verkehr kann 
abweichend von § 37 des Gesetzes über Ordnungswidrig¬ 
keiten durch Rechtsverordnung eine Wasser- und Schiff¬ 
fahrtsdirektion als für den Bereich mehrerer Wasser- und 
Schiffahrtsdirektionen zuständig erklären. 


Artikel 6 

(1) Dieses Gesetz gilt auch im Land Berlin, sofern das 
Land Berlin die Anwendung dieses Gesetzes feststellt. 
Soweit den Wasser- und Schiffahrtsdirektionen des Bun¬ 
des auf Grund dieses Gesetzes oder durch Rechtsverord- 
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nungen auf Grund dieses Gesetzes Aufgaben zugewiesen 
werden, nimmt diese im Land Berlin der zuständige Fach¬ 
senator wahr. 

(2) Rechtsverordnungen, die auf Grund dieses Geset¬ 
zes erlassen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 des 
Dritten Überleitungsgesetzes. 


Artikel 7 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkündung 
in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem das Abkommen nach seinem 
Artikel 18 Abs. 2 in Kraft tritt, ist im Bundesgesetzblatt 
bekanntzugeben. 


Die verfassungsmäßigen Rechte des Bundesrates sind 
gewahrt. 

Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt und 
wird im Bundesgesetzblatt verkündet. 


Bonn, den 14. Dezember 1989 

Der Bundespräsident 
V\/eizsäcker 

Der Bundeskanzler 
Dr. Helmut Kohl 

Der Bundesminister für Verkehr 
Dr. Zimmermann 

Der Bundesminister des Auswärtigen 
Genscher 
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Abkommen 

zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
und der Regierung der Ungarischen Volksrepublik 
über die Binnenschiffahrt 

Egyezmeny 

a Nemetorszägi Szövetsegi Köztärsasäg Kormänya 
es a Magyar Nepköztärsasäg Kormänya 
között a belvizi hajözäsröl 


Die Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
und 

die Regierung der Ungarischen Volksrepublik - 

von dem Wunsche geleitet, den beiderseitigen Binnenschiffs¬ 
verkehr weiterzuentwickeln, 

eingedenk der Schlußakte der Konferenz über Sicherheit und 
Zusammenarbeit in Europa, insbesondere ihrer Bestimmungen 
über die Entwicklung des Verkehrswesens - 

haben folgendes vereinbart: 


Artikel 1 

Im Sinne dieses Abkommens sind: 

a) „Schiffe“: die im Geltungsbereich dieses Abkommens amtlich 
registrierten Binnenschiffe, mit denen Personen- und/oder 
Güterverkehr, dort wo sie registriert sind, ohne eine beson¬ 
dere Fahrterlaubnis betrieben werden kann; 

b) „Trägerschiffsleichter“: Schiffe nach Buchstabe a, die unbe¬ 
mannte und nichtmotorisierte Leichter sind; 

c) „Schiffahrtsuntemehmen“; schiffahrttreibende Unternehmen 
oder Unternehmer, die ihren ständigen Firmen- oder Wohnsitz 
im Geltungsbereich dieses Abkommens haben; 

d) „Zuständige Behörden“: der Bundesminister für Verkehr der 
Bundesrepublik Deutschland und der Minister für Verkehr der 
Ungarischen Volksrepublik, soweit sie sich nicht gegenseitig 
andere Behörden als zuständig mitteilen; 

e) „Häfen“; amtlich genehmigte Häfen und Umschlagstellen im 
Geltungsbereich dieses Abkommens. 


Artikel 2 

Die Schiffe dürfen die Binnenwasserstraßen im Geltungsbe¬ 
reich dieses Abkommens gemäß den Artikeln 3 bis 6 befahren 
sowie die Häfen und amtlich zugelassenen Liegestellen benutzen. 
Dies gilt auch entsprechend für den Transport von schwimmen¬ 
den Geräten und Schwimmkörpern sowie für das Überführen von 
Schiffsneubauten. 

Artikel 3 

(1) Schiffe beider Seiten dürfen Personen und/oder Güter 
durch das Gebiet der anderen Seite hindurch auf den Streckenab¬ 
schnitten befördern, die auf der Grundlage eines Vorschlags des 
Gemischten Ausschusses (Artikel 14) von den zuständigen 
Behörden vereinbart werden (Transitverkehr). 


A Nömetorszägi Szövetsägi Köztärsasäg Kormänya 
äs 

a Magyar Näpköztärsasäg Kormänya - 

attöl az öhajtöl vezärelve, hogy a kätoldalu belvizi köziekedäsät 
toväbbfejiessze, 

emläkeztetve az Euröpai Biztonsägi äs Együttmüködäsi trte- 
kezlet Zäröokmänyära, különösen annak a köziekedäs fejlesztä- 
säre vonatkozö rendelkezäseire - 

a következökben ällapodtak meg: 


1. cikk 

Az Egyezmäny ärtelbmäben: 

a) „Hajök“: az Egyezmäny ärvänyessägi területän hatösägilag 
lajstromozott belvizi hajök, amelyekkel ott, ahoi lajstromoztäk 
azokat, külön järatengedäiy nälkül szemäly- äs/vagy äruforga- 
lom folytathatö; 

b) „Bärkahordozö rendszerben hasznält bärkäk“: az a/pont aiatti 
olyan hajök, meiyek szemälyzet äs föüzem nälküli bärkäk; 

c) „Hajözäsi vällalat“; hajözäsi teväkenysäget folytatö vällalatok, 
vällalkozök, amelyeknek ällandö szäkhelye vagy lakheiye az 
Egyezmäny ärvänyessägi területän van; 

d) „llletäkes hatösägok“: a Nämetorszägi Szövetsägi Köztärsa¬ 
säg szövetsägi köziekedäsi minisztere äs a Magyar Näpköz¬ 
tärsasäg köziekedäsi minisztere, amennyiben azok nem köziik 
egymässal mäs hatösägok illetäkessägät; 

e) „Kikötök“: az Egyezmäny ärvänyessägi területän lävö hatösä¬ 
gilag engedäiyezett kikötök äs rakodöhelyek. 


2. cikk 

A hajök az Egyezmäny ärvänyessägi területän lävö belvizi 
utakon, a 3.-6. cikk szerint köziekedhetnek äs hasznälhatjäk a 
kikötöket äs a hatösägilag engedäiyezett lekötöhelyeket. Ez meg- 
felelöen ärvänyes uszömunkagäpek äs uszömüvek szällitäsära, 
valamint a mäg nem lajstromozott uj hajök ätszällitäsära is. 


3. cikk 

1. Mindkät Fäl hajöi szemälyeket äsAragy ärukat a mäsik Fäl 
területän ät azokon a szakaszokon keresztül szällithatnak, ame- 
lyekben az illetäkes hatösägok a Vegyes Bizottsäg javaslata 
alapjän (14. cikk) megällapodtak (tranzitforgalom). 
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(2) Auf Antrag einer Seite kann von den zuständigen Behörden 
auf der Grundlage eines Vorschlags des Gemischten Ausschus¬ 
ses eine quotenmäßige Beteiligung der Schiffahrtsunternehmen 
beider Seiten am Güterverkehr nach Absatz 1 vereinbart werden. 
Dies hat insbesondere dann zu erfolgen, wenn die Schiffe einer 
Seite von diesem Güterverkehr ausgeschlossen werden. 

(3) Jede Seite kann nach Beratung im Gemischten Ausschuß 
in Ausnahmenfällen aus technischen Gründen oder aus Gründen 
der Schiffssicherheit für das Befahren ihrer Wasserstraßen im 
Transitverkehr Höchstzahlen der Fahrten festsetzen. 


Artikel 4 

(1) Schiffe beider Seiten dürfen Personen und/oder Güter zwi¬ 
schen Häfen der einen Seite und Häfen der anderen Seite sowie 
umgekehrt über die sie verbindenden Binnenwasserstraßen 
befördern (Wechselverkehr). 

Ungarische Schiffe dürfen Personen und/oder Güter nur zwischen 
einem ungarischen Hafen und einem der folgenden Häfen der 
anderen Seite sowie umgekehrt befördern: 

a) einem Seehafen; 

b) einem Hafen, der auf dem direkten Weg zu einem Seehafen 
liegt; 

c) einem Hafen, den die zuständige Behörde auf Vorschlag des 
Gemischten Ausschusses benannt hat. 


(2) Jede Seite kann nach Beratung im Gemischten Ausschuß 
in Ausnahmenfällen aus technischen Gründen oder aus Gründen 
der Schiffssicherheit für das Befahren ihrer Wasserstraßen im 
Wechselverkehr Höchstzahlen der Fahrten festsetzen. 

(3) Im Wechselverkehr sind die Schiffahrtsunternehmen beider 
Seiten im Jahresverlauf kontinuierlich je zur Hälfte am Ladungs¬ 
aufkommen zu beteiligen. Oie Aufteilung erfolgt auf der Basis der 
Ladungstonnen. Soweit die Schiffahrtsunternehmen einer Seite 
nicht in der Lage sind, ihren Anteil zu befördern, haben sie 
zunächst diese Menge den Schiffahrtsunternehmen der anderen 
Seite ohne Anrechnung auf deren Quote zur Beförderung anzu¬ 
bieten. 

(4) Für den ungarischen Überseeausfuhr- und -einfuhrverkehr 
über Seehäfen der Bundesrepublik Deutschland kann abwei¬ 
chend von Absatz 3 auch eine andere Aufteilung des Ladungsauf¬ 
kommens auf die Schiffahrtsunternehmen beider Seiten vorge¬ 
nommen werden. 

(5) Die zuständigen Behörden beider Seiten haben auf Antrag 
einer Seite unter Berücksichtigung des Vorschlags des Gemisch¬ 
ten Ausschusses für beide Seiten wirtschaftlich auskömmliche 
Mindest-ZHöchstfrachten und die Nebenbedingungen verbindlich 
zu vereinbaren. 

(6) Die Teilnahme von Schiffen aus einem dritten Land am 
Verkehr zwischen den Häfen beider Seiten geht zu Lasten der 
Quote der abgebenden Seite. 


Artikel 5 

Schiffe beider Seiten dürfen Personen und/oder Güter zwi¬ 
schen einem Hafen der anderen Seite und einem Hafen in einem 
dritten Land und umgekehrt (Drittlandverkehr) nur aufgrund einer 
besonderen Erlaubnis der zuständigen Behörde befördern. 


Artikel 6 

Die Beförderung von Personen und/oder Gütern zwischen 
Häfen der anderen Seite (Kabotage) ist nur aufgrund einer beson¬ 
deren Erlaubnis der zuständigen Behörde gestattet. 


2. Az egyik Fäl käräsere, a Vegyes Bizottsäg javaslata alapjän 
az illetekes hatösägok megällapodhatnak az 1. bekezdäs szerinti 
äruforgalomnak a k6t Fäl hajözäsi vällalatai közötti kvötaszerü 
felosztäsäröl. Erre különösen akkor kerül sor, amikor valamelyik 
Fäl hajöi az ilyen äruforgalomböl ki vannak zärva. 


3. A Vegyes Bizottsägban folytatott tanäcskozäs utän, kivete- 
les esetekben müszaki vagy hajözäsbiztonsägi okokböl bärmelyik 
F6I megszabhatja a viziutjain tranzitforgalomban rösztvevö jära- 
tok maximälis szämät. 


4. cikk 

1. Az egyik F6I kikötöi äs a mäsik F6I kikötöi között, mindköt 
iränyban, a kät F61 hajöi szemölyeket ös/vagy ärukat szällithatnak 
az azokat összekötö belvizi utakon (kölcsönös forgalom). 

Magyar hajök, mindköt iränyban, csak valamely magyar kikötö äs 
a mäsik Fäl 

a) valamely tengeri kikötöje között; 

b) olyan kikötöje között, amely valamely tengeri kikötöhöz vezetö 
közvetlen uton tekszik, toväbbä; 

c) olyan kikötöje között, amelyet az illetäkes hatösäg a Vegyes 
Bizottsäg javaslatära megnevezett, 

szällithatnak szemälyeket äs/vagy ärukat. 

2. A Vegyes Bizottsägban folytatott tanäcskozäs utän, kiväte- 
les esetekben müszaki vagy hajözäsbiztonsägi okokböl bärmely 
Fäl megszabhatja a viziutjain kölcsönös forgalomban räsztvevö 
järatok maximälis szämät. 

3. Kölcsönös forgalomban a käl Fäl hajözäsi vällalatai az el 
szältitandö ärutömegböl az äv folyamän folyamatosan fele-felek 
aränyban räszesednek. A felosztäs rakomänytonna bäzison törtä- 
nik. Amenynyiben az egyik Fäl hajözäsi vällalatai nincsenek 
abban a helyzetben, hogy sajät räszüket elszällitsäk, akkor ezt a 
mennyisäget eizok kvötäjäba valö beszämitäs nälkül elöször a 
mäsik Fäl hajözäsi vällalatainak keil elszällitäsra felajäniani. 

4. A Nämetorszägi Szövetsägi Köztärsasäg tengeri kikötöin 
keresztül lebonyolödö tengerentuli magyar export- äs importforga- 
lom vonatkozäsäban a 3. bekezdästöl eltäröen az elszälltiandö 
ärutömegnek a kät Fäl hajözäsi vällalataira vonatkozöan mäs 
felosztäsa is megällapithatö. 

5. A mindkät Fäl räszäre gazdasägilag elfogadhatö, legalacso- 
nyabb-Zlegmagasabb fuvardijtätelekröl äs jänjiäkos feltätelekröl 
az egyik Fäl käräsäre a Vegyes Bizottsäg javaslata figyelembevä- 
telävel a Felek illetäkes hatösägai kötelezö ärvännyel ällapodnak 
meg. 

6. A Felek kikötöi közötti forgalomban harmadik orszägok hajö- 
inak räszvätele a fuvart ätadö Fäl räszesedäse terhäre törtänik. 


5. cikk 

A kät Fäl hajöi szemälyeket äs/vagy ärukat a mäsik Fäl kikötöje 
äs harmadik orszägbeli kikötök között äs megforditva (harmadik 
orszägba iränyul forgalom) csak az illetäkes hatösäg külön enge- 
dälye alapjan szällithatnak. 


6. cikk 

Szemälyek äs/vagy äruk szällitäsa a mäsik Fäl kikikötöi között 
(cabotage) csak az illetäkes hatösäg külön engedäiye alapjän 
törtänhet. 
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Artikel 7 

(1) Die Schiffe, ihre Besatzungen, ihre Fahrgäste und ihre 
Ladungen unterliegen den Rechtsvorschriften der Seite, deren 
Binnenwasserstraßen befahren werden. Es gelten folgende Aus¬ 
nahmen: 

a) Auf der Donau werden das jeweils von der anderen Seite 
ausgestellte Befähigungszeugnis für die Besatzung (ein¬ 
schließlich des Schiffsführers) sowie das Schiffsattest aner¬ 
kannt. 

b) Für die Schiffahrt auf den anderen Binnenwasserstraßen 
- ausgenommen Rhein, Mosel und Seeschiffahrtsstraßen - 
werden die zuständigen Behörden gegen Vorlage der in dem 
Gebiet der anderen Seite erworbenen Urkunden und Beschei¬ 
nigungen, die sich auf das Schiff, seine Besatzung und 
Ladung beziehen (z. B. Schiffsattest und Schifferpatente), die 
in ihrem Lauid vorgeschriebenen Urkunden und Bescheinigun¬ 
gen ausstellen. Voraussetzung dafür ist, daß die Urkurtden 
und Bescheinigungen in dem Gebiet einer Seite unter Bedin¬ 
gungen erteilt worden sind, die den im Gebiet der anderen 
Seite geltenden Vorschriften genügen. 

(2) Schiffe dürfen gefährliche Güter nur dann befördern, wenn 
sie hierfür das für die jeweilige Wasserstraiße vorgeschriebene 
gültige Zulassungszeugnis besitzen. 

Artikel 8 

Die Vertragsparteien werden Schiffe der anderen Seite bei 
Inanspruchnahme der ihnen nach den Artikeln 2 bis 6 gewährten 
Verkehrsrechte ebenso behandeln wie Schiffe der eigenen Seite; 
das gilt insbesondere; 

a) bei der Erhebung öffentlicher Schiffahrts- und Hafenabgaben; 

b) bei der Benutzung öffentlicher Hafeneinrichtungen, Liegestel¬ 
len, Schleusen und ähnlicher Schiffahrtsanlagen; 

c) bei der Abfertigung durch die zuständigen Behörden; 

d) bei der Treibstoff- und Schmiermittelversorgung. 

Artikel 9 

Die Vertragsparteien werden den Schiffen der jeweils anderen 
Seite hinsichtlich der Zollbehandlung des an Bord mitgeführten 
Mund- und Schiffsvorrats die gleiche Behandlung gewähren wie 
Schiffen der eigenen Seite. Entsprechendes gilt für die auf den 
Schiffen zu verwendenden Treib- und Schmierstoffe. 

Artikel 10 

(1) Die Schiffahrtsuntemehmen beider Seiten dürfen im Gebiet 
der anderen Seite unter Beachtung des dort geltenden Rechts 
und nach Genehmigung durch die zuständige Behörde auf der 
Grundlage der Gegenseitigkeit Agenturen zur Betreuung von 
Schiffen und Besatzungen errichten. 

(2) Die Schiffahrtsuntemehmen beider Seiten körwren zur För¬ 
derung der Wirtschaftlichkeit ihres Verkehrs miteinander Verein¬ 
barungen über die betriebliche, technische und kommerzielle 
Zusammenarbeit treffen. 

Artikel 11 

Jede Vertragspartei gewährt den Schiffahrtsuntemehmen der 
anderen Seite das Recht, die Differenz, die sich aus den Einnah¬ 
men und Ausgaben des Betriebs dieser Unternehmen ergibt, frei 
zu transferieren und frei von Abgaben an den Sitz dieser Unter¬ 
nehmen zu übeniveisen. Die Transferierung wird auf der Grund¬ 
lage der amtlichen Wechselkurse innerhalb der üblichen Frist 
vorgenommen. 

Artikel 12 

(1) Die Besatzungsmitglieder der Schiffe der beiden Seiten benö¬ 
tigen zum Grenzübertritt ein Reisedokument und eine Aufent¬ 
haltserlaubnis in der Form des Sichtvermerks. 


7. cikk 

1. A hajök, szemälyzetük, utasaik 6s rakomänyaik annak a 
F6lnek 6rv6nyes jogszabälyai alä tartoznak, amelynek belvizän 
hajöznak, a következö kivätelekkel: 

a) A Dunän elismerik a mäsik F6I ältal a szemölyzet (beleörtve a 
hajövezetö) r6sz6re kiällitott mindenkori käpesitösi bizonyitvä- 
nyt, valamint a hajöbizonyitvänyt. 

b) A többi belvizi uton - a Rajna, a Mosel 6s a belvizi utak tengeri 
szakaszai kiv6tel6vel - törtönö hajözäshoz az illet6kes hatö- 
sägok a hajöra, szem6lyzet6re 6s rakomänyära vonatkozö 
(p6ldäul; hajöbizonyitväny 6s hajözäsi köpesitö okmänyok), a 
mäsik F6I terület6n megszerzett oklevelek 6s igazoläsok 
bemutatäsa ellen6ben kiällitjäk az adott orszägban elöirt okle- 
veleket 6s igazoläsokat. Ennek elöfeltätele, hogy az egyik F6I 
terület6n az oklevelek 6s az igazoläsok olyan körülmänyek 
között kerültek kiadäsra, amelyek kielägitik a mäsik F6I terüle- 
t6n hatälyos elöiräsokat. 

2. Hajök csak akkor szällithatr>ak veszälyes ämkat, ha azok 
rendelkeznek az adott viziutra elöirt 6rv6nyes jövähagyäsi bizony- 
itvännyal. 

8. cikk 

A Szerzödö Felek a szämukra a 2.-6. cikk szerint biztositott 
köziekedäsi jogok igänybevätelekor a mäsik F6I hajöit ugyanugy 
kezellk, mint a sajät hajöikat; ez különösen 6rv6nyes: 

a) hajözäsi 6s kikötöi köztemek beszed6sekor; 

b) közforgalum kikötöi berendezäsek, lekötöhelyek, zsilipek 6s 
hasonlö hajözäsi I6tesitm6nyek hasznälatakor; 

c) az illetäkes hatösägok ältal vägzett hatärforgalom-ellenörzäs 
sorän; 

d) az üzem- 6s kenöanyagellätäs sorän. 

9. cikk 

A Szerzödö Felek a mäsik F6I hajöii a fedäizeten magukkal vitt 
älelmiszer- 6s hajök6szlet vämkezel6se tekintetäben egyenlö elb- 
änäsban r6szesitik a sajät hajöikkal. Ez megfelelöen vonatkozik a 
hajökon alkalmazandö üzem- 6s kenöanyagokra. 


10. cikk 

1. Mindk6t F6I hajözäsi vällalatai az illetäkes hatösäg engedä- 
lye szerint, a hajök 6s a szemälyzet gondozäsära ügynöksägeket 
lätesithetnek a mäsik F6I területän, az oft 6rv6nyes jogszabälyok 
szerint. 

2. A k6t F6I hajözäsi vällalatai forgalmuk geizdasägossägänak 
eiösegitäsäre üzemviteli, müszaki 6s kereskedelmi együttmükö- 
däsi megällapodäsokat köthetnek egymässal. 


11. cikk 

Mindegyik Szerzödö F6i biztositja a mäsik F6I hajözsäsi vällala- 
tainak azt a jogot, hogy az e vällalatok üzemel6s6böl adödö 
bevätelek 6s kiadäsok különbözetät szabadon transzferälhassäk 
6s adö- äs illetäkmentesen ätutalhassäk e vällalatok üzleti szäk- 
hefyöre. A transzferäläst hivatalos ärfolyamon, szokäsos hatäri- 
dön belül vägzik. 

12. cikk 

1. A Felek hajöi szemälyzete tagjainak a hatärätläpäshez utiok- 
mänyokra 6s vizum formäjäban tartözkodäsi engedätyre van 
szüksägük. 
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(2) Auf den Güterschiffen dürfen sich nur Besatzungsmitglieder 
befinden. Auf Personen- und Güterschiffen können zusammen 
mit den Besatzungsmitgliedern auch deren Ehegatten und deren 
unverheiratete minderjährige Kinder ein- und ausreisen, wenn sie 
im Besitz eines der in Absatz 1 genannten Dokumente und eines 
Sichtvermerks sind. Kinder unter 16 Jahren können im Reise¬ 
dokument eines ihrer Elternteile eingetragen werden. 

(3) Auf der Donau benötigen die Besatzungsmitglieder der 
Schiffe der beiden Seiten für den Grenzüberlritt und den Aufent¬ 
halt an Bord sowie im Hafengelände der an der Donau gelegenen 
Häfen keinen Sichtvermerk, wenn sie Inhaber eines Donauschif¬ 
ferausweises oder Schifferdienstpasses und in der Besatzungs¬ 
liste eingetragen sind. Das gleiche gilt für die in den Donauschif¬ 
ferausweisen oder den Schifferdienstpässen eingetragenen 
Familienangehörigen der Besatzungsmitglieder. 

(4) Sämtliche in den Absätzen 1 bis 3 aufgeführten Personen 
an Bord müssen in eine Besatzungsliste eingetragen sein. 

(5) Beide Seiten tauschen Muster der in den Absätzen 1 und 3 
bezeichneten Dokumente aus. 

(6) Soweit Rechtsvorschriften einer Seite über Einreise und 
Aufenthalt von Ausländern günstigere Regelungen enthalten, 
gehen diese vor. 

Artikel 13 

(1) Die Schiffe beider Seiten dürfen an folgenden Stellen bei 
Tag und Nacht stilllegen: 

a) im Lade- und Löschhafen; 

b) in Häfen auf der Fahrstrecke einschließlich der Grenzhäfen; 

c) an den durch die Verkehrsordnung zugelassenen Stellen auf 
der Fahrstrecke. 

(2) Im Falle einer Havarie, eines Unfalls, einer schweren 
Krankheit einer Person an Bord oder aus anderen Gründen, die 
die Weiterfahrt unmöglich machen, können die Schiffe an jeder 
geeigneten Stelle anlegen. In solchen Fällen hat der Schiffsführer 
oder eine von ihm bevollmächtigte Person umgehend die nächste 
Grenz-, Zoll- oder Polizeibehörde zu unterrichten. 

(3) Die zuständigen Behörden beider Selten leisten bei Hava¬ 
rien oder Unfällen, an denen Schiffe oder Personen der anderen 
Seife beteiligt sind, die notwendige Hilfe. Dies gilt auch bei Erkran¬ 
kungen, die sofortige ärztliche Hilfe erfordern. 


(4) Bei schweren Havarien oder Unfällen von Schiffen oder 
Personen einer Seite auf dem Gebiet der anderen Seite wird die 
Seite, auf deren Gebiet dieses Ereignis geschehen ist, unverzüg¬ 
lich die andere Seite davon verständigen, die erforderlichen Maß¬ 
nahmen für die Untersuchung der Ursachen des Ereignisses 
treffen sowie die andere Seite über die Ergebnisse unterrichten 
und die Protokolle, die für die Schadensregulierung erforderlich 
sind, übermitteln. 

Artikel 14 

(1) Für die Erfüllung und Überwachung der Anwendung des 
Abkommens wird ein Gemischter Ausschuß gebildet, der minde¬ 
stens einmal jährlich abwechselnd auf dem Gebiet einer Seite 
Zusammentritt. In den Gemischten Ausschuß werden von den 
zuständigen Behörden drei Mitglieder entsandt. Zu den Beratun¬ 
gen des Gemischten Ausschusses können Sachverständige hin¬ 
zugezogen werden. Der Gemischte Ausschuß gibt sich eine 
Geschäftsordnung. Die zuständigen Behörden beider Seiten 
übernehmen jeweils abwechselnd den Vorsitz im Gemischten 
Ausschuß. 

(2) Der Gemischte Ausschuß hat insbesondere die Aufgabe, 

a) den zuständigen Behörden Vorschläge zu machen für die 

- Festlegung der Transitwasserstraßen (Artikel 3 Absatz 1), 


2. Az äruszällitö hajökon csak a szemölyzef tagjai tartözkod- 
hatnak. A szemölyszällitö äs az äruszällitö hajökon a szemälyzet 
tagjaival együtt azok häzastärsai äs kiskoru gyermekei is be- äs 
kiutazhatnak, ha az 1. pontban megnevezett okmänyuk äs viz- 
umuk van. 16 äv alatti gyermekek adatai valamelyik szülöjük 
utiokmänyäba jegyezhetök be. 

3. A Dunän a kät Fäl hajöi szemälyzete tagjainak a hatärätlä- 
päshez äs a fedäizeten, valamint a Duna mellett fekvö kikötök 
területän valö tartözkodäshoz nincs szüksägük vizumra, ha van 
dunai hajös igazoivänyuk vagy hajös szolgälati utlevelük äs a 
szemälyzeti jegyzäkben szerepelnek. Ugyanez ärvänyes a sze¬ 
mälyzet tagjainak dunai hajös igeizoivänyäba vagy hajös szolgä¬ 
lati utleveläbe bejegyzett csalädtagjaira. 

4. A hajö fedäizetän tartözkodö, az 1-3. bekezdäsben felsorolt 
összes szemäly adatait fei keil tüntetni a szemälyzeti jegyzäkben. 

5. A kät Fäl kicseräli az 1. äs a 3. bekezdäsben felsorolt 
okmänyok mintäit. 

6. Amennyiben az egyik Fäl jogszabälyai a külföldiek beutazä- 
sära äs tartözkodäsära vonatkozöan kedvezöbb rendelkezäseket 
tartalmaznak, azok kerülnek alkalmazäsra. 

13. cikk 

1. A kät Fäl hajöi nappal äs äjjel a következö helyeken horgo- 
nyozhatnak; 

a) a ki- äs berakodäsi kikötökben; 

b) a hajözäsi utvonalon lävö kikötökben, ärtve ebben a hatärfo- 
galom ellenörzäsäre szolgälö kikötöket Is; 

c) a hajözäsi utvonalon a viziköziekedäs rendjäben engedälye- 
zett helyeken. 

2. Käreset, baleset, a hajön tartözkodö szemäly sulyos beteg- 
säge esefän, vagy a toväbbhaladäst lehetetlennä fävö egyäb ok 
miatt a hajök bärmely alkalmas helyen kiköthetnek. Ilyen esetek- 
ben a hajö vezetöjänek vagy az ältala meghatalmazott szemäly- 
nek haladäktalanul ärtesitenie keil a legközelebbi hatärörlzeti-, 
väm- vagy rendörhatösägot. 

3. Mindkät Fäl illetäkes hatösägai megadjäk a szüksäges segit- 
säget olyan hajökärok vagy balesetek sorän, amelyeknek a mäsik 
Fäl hajöi vagy szemälyei räszesei. 

Ez ärvänyes az aizonnali orvosi segitsägef Igänylö megbetegedä- 
sekre is. 

4. Az egyik Fäl hajöit vagy szemälyeit a mäsik Fäl területän ärt 
sulyos käresetekröl vagy balesetekröl azon Fäl, amelynek terülte- 
tän ez az esemäny bekövetkezett, haladäktalanul ärtesiti a mäsik 
Feiet, megteszi az esemäny okainak kivizsgäläsähoz szüksäges 
intäzkedäseket, valamint täjäkoztatja a mäsik Feiet az eredmä- 
nyekröl äs ätadja a kärrendezäshez szüksäges jegyzökönyveket. 


14. cikk 

1. Az egyezmänyben foglaltak teljesitäsäre äs alkalmazäsänak 
felügyeletäre Vegyes Bizottsäg alakul, amely ävente legaläbb 
egyszer, a Felek egyikänek területän feivältva ül össze. A Vegyes 
Bizottsägba az illetäkes hatösägok härom taget küldenek. A 
Vegyes Bizottsäg tanäeskozäsaiba szakärtök vonhatök be. A 
Vegyes Bizottsäg ügyrendet dolgoz ki. Mindkät Fäl illetäkes hatö¬ 
sägai feivältva lätjäk el a Vegyes Bizottsäg elnöki teendöit. 


2. A Vegyes Bizottsäg feladata különösen, hogy 
a) az illetäkes hatösägoknak javaslatot tegyen 

- a franzif viziutak meghatärozäsära (3. cikk 1 bekezdäs); 



1032 


Bundesgesetzblatt, Jahrgang 1989, Teil II 


- quotenmäßige Beteiligung (Artikel 3 Absatz 2), 

- Festlegung der Binnenhäfen (Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe c). 

- Festsetzung von Mindest-ZHöchstfrachten und der Neben¬ 
bedingungen (Artikel 4 Absatz 5), 

- Anpassung dieses Abkommens an die Entwicklung des 
Binnenschiffsverkehrs und Lösung aller Fragen, die sich 
aus der Anwendung dieses Abkommens ergeben, 

- Zulassung von Schiffen aus dritten Ländern zum Wechsel¬ 
verkehr, 

b) Beratungen durchzuführen über Möglichkeiten der Festset¬ 
zung von Höchstzahlen der Fahrten im Transitverkehr (Artikel 
3 Absatz 3) und im Wechselverkehr (Artikel 4 Absatz 2), 

c) den Verkehr der Schiffe beider Seiten statistisch zu erfassen, 

d) die Einhaltung der nach Buchstabe a getroffenen Vereinba¬ 
rungen und die Anwendung der Artikel 8, 9 und 10 zu überwa¬ 
chen und 

e) die Transportgüter auf die Schlffahrtsuntemehmen beider Sei¬ 
ten gemäß Artikel 4 Absätze 3 und 4 erforderlichenfalls aufzu¬ 
teilen und die Ladungsaufteilung zu überwachen. 

(3) Mindest-ZHöchstfrachten einschließlich der Nebenbedin¬ 
gungen, auf die sich der Gemischte Ausschuß geeinigt hat, sind 
von diesem den zuständigen Behörden zur Genehmigung vorzu- 
legen. Die zuständigen Behörden vereinbaren die Inkraftsetzung 
dieser Beschlüsse des Gemischten Ausschusses und teilen ein¬ 
ander unverzüglich mit, wann sie nach dem innerstaatlichen 
Recht in Kraft treten. 

(4) Die auf der Grundlage der Vorschläge nach dem Absatz 2 
Buchstabe a und Absatz 3 dieses Artikels vorgesehenen Verein¬ 
barungen kommen dadurch zustande, daß sich die zuständigen 
Behörden ihr Einverständnis mit den ihnen vom Gemischten 
Ausschuß unterbreiteten Vorschlägen gegenseitig innerhalb von 
zwei Wochen mitteilen. 

(5) Kann eine Einigung im Gemischten Ausschuß nicht erzielt 
werden, treten auf Antrag einer der Vertragsparteien die Vertreter 
der zuständigen Behörden innerhalb von vier Wochen zur Konsul¬ 
tation zusammen. 

Artikel 15 

Die zuständigen Behörden werden dem Gemischten Ausschuß 
auf sein Ersuchen diejenigen Unterlagen übermitteln, deren er zur 
Erfüllung seiner Aufgaben nach Artikel 14 bedarf. 


Artikel 16 

Die Sportfahrzeuge beider Seiten können die Binnenwasser¬ 
straßen im Geltungsbereich dieses Abkommens unter Beachtung 
der jeweiligen innerstaatlichen Rechtsvorschriften benutzen. 


Artikel 17 

Entsprechend dem Viermächteabkommen vom 3. September 
1971 wird dieses Abkommen in Übereinstimmung mit den festge¬ 
legten Verfahren auf Berlin (West) ausgedehnt. 


Artikel 18 

(1) Dieses Abkommen wird auf unbestimmte Zeit geschlossen. 

(2) Dieses Abkommen tritt in Kraft, sobald die Vertragsparteien 
einander schriftlich auf diplomatischem Wege mitgeteilt haben, 
daß die innerstaatlichen Voraussetzungen für das Inkrafttreten 
des Abkommens erfüllt sind. 


- a kvötaszerü megosztäsra (3. cikk 2. bekezdös); 

- a belvizi kikötök meghatärozäsära (4. cikk 1. bekezdös c 
pont); 

- a legalacsonyabb-Zlegmagasabb fuvardijak 6s a järulökos 
feltötelek megällapitäsära (4. cikk 5. bekezdös); 

- az Egyezmönynek a belvizi hajözäs fejiödäsöhez törtänö 
illesztösöre 6s minden, az Egyezm6ny alkalmazäsäböl 
adödö k6rd6s megoldäsära; 

- a harmadik orszägok hajöinak a kölcsönös forgalomban 
valö r6szv6tele enged6lyez6s6re; 

b) tartson tanäcskozäsokat a tranzitforgalomra (3. cikk 3. bekez- 
d6s) 6s a kölcsönös forgalomra (4. cikk 2. bekezdös) vonat- 
kozö maximälis järatszämok meghatärozäsäröl; 

c) a k6t F6I hajözäsi forgalmäröl statisztikät köszitsen; 

d) az a/pont alapjän I6trejövö megällapodäsok betartäsät 6s a 8., 
9. 6s 10. cikkek alkalmazäsät ellenörizze; toväbbä 

e) az elszällitandö ärumennyis6get a k6t F6I hajözäsi vällalatai 
között a 4. cikk 3. 6s 4. bekezd6se szerint szüks6g esetön 
felossza 6s a rakomänymegosztäst ellenörizze. 

3. A Vegyes Bizottsägnak az ältala javasolt legalacsonyabb-/ 
legmagasabb fuvardijakat 6s a jänjl6kos feltöteleket jövähagyäs 
v6gett az illetökes hatösägok el6 keil terjesztenie. A Vegyes 
Bizottsäg javaslatairöl, azok hatälyba I6ptet6s6röl az jllet6kes 
hatösägok ällapodnak meg 6s halad6ktalanul köziik egymässal 
megällapodäsaik orszäguk elöiräsai szerinti hatälybal6p6s6nek 
idöpontjät. 

4. A Vegyes Bizottsäg ältal elöterjesztett, a 2. bekezdäs aJ 
pontjäban es a 3. bekezdäsben foglalt javaslatok az illetökes 
hatösägok egyet6rl6s6t követö k6t höten belüli közl6s6vel väinak 
megällapodässä. 


5. Amennyiben a Vegyes Bizottsäg nem jut egyet6rl6sre, akkor 
bärmelyik Szerzödö F6I k6r6s6re az illetökes hatösägok köpvise- 
löi nägy höten belül konzultäciöra ülnek össze. 


15. cikk 

Az illetökes hatösägok a Vegyes Bizottsägnak, annak körösöre, 
ätadjäk mindazon iratokat, amelyekere a 14. cikk szerinti felada- 
tainak teljesitösöhez zsüksöge van. 


16. cikk 

A köt F6I sporljärmüvei a belvizi utakat az Egyezmöny 6rv6- 
nyessögi területön az orszägok jogszabälyai elöiräsainak figye- 
lembevetelövel hasznälhatjäk. 


17. cikk 

Ez az Egyezmöny az 1971. szeptember 3-i Nögyoldalu Megäl- 
lapodäsnak megfelelöen, a lefektetett eljäräsokkal összhangban 
Berlin- (Nyugat)-re is kiterjed. 


18. cikk 

1. Az Egyezmöny hatärozatlan idöre örvönyes. 

2. Az Egyezmöny akkor 16p hatälyba, amikor a Szerzödö Felek 
egymässal iräsban, diplomäciai uton köziik, hogy a hatälybalöpös- 
hez orszäguk elöiräsai szerint szüksöges feltöteleknek eleget 
tettek. 
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(3) Dieses Abkommen kann von jeder Vertragspartei mit einer 
Frist von sechs Monaten vor Ende eines Kalenderjahres schriftlich 
auf diplomatischem Wege gekündigt werden. In diesem Fall tritt 
das Abkommen mit Ablauf dieses Kalenderjahres außer Kraft. 


3. Ezt az Egyezmenyt börmelylk Szerzödö Fel a naptciri 6v 
vege elött hat hönappal iräsban, diplomäciai uton felmondhatja. 
Ebben az esetben az Egyezmdny a naptari dv lejärtaval hataiyat 
veszti. 


Geschehen zu Budapest am 15. Januar 1988 in zwei Urschrif¬ 
ten, jede in deutscher und ungarischer Sprache, wobei jeder 
Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist. 


Keszült Budapesten, az 1988. dvi januär hö 15 napjän, kdt 
eredeti pdldanyban, mindegyik ndmet ds magyar nyelven. Mind- 
kdt szöveg egyardnt hiteles. 


Für die Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
A Nemetorszdgi Szövetsdgi Köztarsasäg Kormänya reszdreöl 
Dr. H. C. St eg er 
Jürgen Warnke 

Für die Regierung der Ungarischen Volksrepublik 
A Magyar Ndpköztarsasag Kormdnya rdszdröl 
Urban Lajos 
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Protokoll 

Aus Anlaß des Abschlusses der Verhandlungen über das 
Abkommen zwischen den Regierungen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Ungarischen Volksrepublik über die Binnen¬ 
schiffahrt erklären die Delegationen der Bundesrepublik Deutsch¬ 
land und der Ungarischen Volksrepublik: 

1. Verkehrsrechte 

Um eine einheitliche Anwendung des Abkommens zu gewähr¬ 
leisten, haben sich beide Seiten geeinigt, von folgendem 
inhaltlichen Verständnis der Verkehrsrechfe auszugehen: 

(1) Wechselverkehr: 

Befördenjng von Personen und/oder Gütern mit einem 
Schiff einer der Seiten von dem Gebiet der einen Seite in 
das Gebiet der anderen Seite über ausschließlich solche 
Binnenwasserstraßen, die beide Seiten miteinander ver¬ 
binden. 

(2) Transitverkehr: 

Beförderung von Personen und/oder Gütern mit einem 
Schiff der einen Seite auf Binnenwasserstraßen durch das 
Gebiet der anderen Seite, ohne daß dabei auf der Durch¬ 
fahrt Personen zu- oder aussteigen beziehungsweise 
ohne dabei Güter zu laden oder zu löschen. 

(3) Drittlandverkehr: 

Beförderung von Personen und/oder Gütern mit einem 
Schiff der einen Seite von einem dritten Land in das 
Gebiet der anderen Seite oder umgekehrt. 

(4) Kabotage; 

Beförderung von Personen und/oder Gütern mit einem 
Schiff der einen Seite zwischen Lade- und Löschplätzen 
an Binnenwasserstraßen der anderen Seite. 

Für die Beurteilung, welches Verkehrsrecht in Anspruch 
genommen wird, ist die Beförderungsleistung des jeweiligen 
Schiffes maßgebendes Kriterium und nicht die Herkunft und 
der Zielort des Befördenjngsgutes. 

2. Beide Seiten sind sich einig, daß der Gemischte Ausschuß bei 
seinen Vorschlägen für die Festlegung der Strecken nach 
Artikel 3 Absatz 1 darauf achten soll, daß der Transitverkehr 
möglichst wirtschaftlich abgewickelt werden kann. 

3. Es besteht Einvernehmen, daß hinsichtlich der Durchführung 
von Transporten mit Transitgütern - mit Beginn oder Ende des 
Transports in Häfen einer Seite - die besonderen wirtschaftli¬ 
chen Interessen der Seite berücksichtigt werden, deren 
Schiffe die Transporte durchführen. 

4. Für solche Transitverkehre, die auf den Gebieten beider Sei¬ 
ten weder beginnen noch enden, wird auf Ersuchen einer 
Seite und auf der Grundlage eines Vorschlags des Gemisch¬ 
ten Ausschusses eine quotenmäßige Beteiligung der Schiff¬ 
fahrtsunternehmen beider Seiten vereinbart. 

5. Zu Artikel 4 Absatz 4 des Abkommens sind sich beide Seiten 
darüber einig, daß der Gemischte Ausschuß bei Wahrneh¬ 
mung dieser Aufgabe unter Berücksichtigung der Interessen 
der ungarischen Seite als eines Binnenlandes eine für die 
ungarische Seite günstigere Aufteilung vornehmen kann. 

6. Hinsichtlich der in Artikel 3 Absatz 3 und in Artikel 4 Absatz 2 
vorgesehenen Begrenzungen besteht Übereinstimmung, daß 
unter Berücksichtigung des Güter- und Personenverkehrs alle 
am Verkehr teilnehmenden Schiffahrten nach den gleichen 
Kriterien behandelt werden. Etwaige Beschränkungen sind 
möglichst frühzeitig anzukündigen. 


Jegyzökönyv 

A Magyar Näpköztärsasäg Koimäny äs a Nämetorszägi Szö- 
vetsägi Köztärsasäg Kormänya között a belvizi hajözäsröl szölö 
Egyezmäny megkötäsäröl folytatott tärgyaläsok befejezäse 
alkalmäböl a Magyar Näpköztärsasäg äs a Nämetorszägi Szövet- 
sägi Köztärsasäg küldöttsägei kijelentik: 

1. Köziekedäsi jogok 

A Megällapodäs egyöntetü alkalmazäsänak biztositäsa cäljä- 
böl a Felek abban egyeztek meg, hogy a köziekedäsi jogok 
tartalmänak aläbbi ärtelmezäsäböl indulnak kt: 

(1) Kölcsönös forgalom: utasok äsAragy äruk szällitäsa az 
egyik Fäl hajöjäval az egyik Fäi területäröl a mäsik Fäl 
területäre kizärölag olyan belvizi utakon, amelyek mindkät 
Feiet összekötik. 


(2) Tranzitforgalom: utasok äs/vagy äruk belvizi szällitäsa az 
egyik Fäl hajöjäval a mäsik Fäl területän keresztül az 
utasoknak ennek a Fälnek a területän valö ki-vagy beszäl- 
läsa, illetve az äruknak ki- vagy berakäsa nälkül. 


(3) Harmadik orszägos forgalom: utasok äsAragy äruk szälli¬ 
täsa az egyik Fäl hajöjäval harmadik orszägöl a mäsik Fäl 
területäre vagy viszont. 

(4) Cobaiage: utasok äs/vagy äruk szällitäsa az egyik Fäl 
hajöjäval a mäsik Fäl belvizi utjain lävö be- äs kirakäsi 
ponlok között. 


Annak meghatärozäsänäl, hogy a köziekedäsi jogok közül 
melyik kerül alkalmazäsra, a döntö kritärium a meghatärozott 
hajöval valö fuvarozäs, nem pedig a fuvarozott äru szärma- 
zäsa äs rendeltetäsi helye. 

2. A Felek egyetärtenek abban, hogy a Vegyes Bizottsägnak a 3. 
cikk 1. bekezdäse szerinti, a szakaszok meghatärozäsära 
vonatkozö javaslatänäl ügyelnie keil arra, hogy a tranzitforgal- 
mat a lehetö leggazdasägosabban lehessen lebonyolitani. 

3. Egyetärtäs van abban, hogy a tranzitäruk olyan fuvarozäsai 
esetäben, amelyek az egyik Fäl kikötöiben kezdödnek vagy 
vägzödnek, figyelembe keil venni annak a Fälnek a különös 
gazdasägi ärdekeit, amelynek hajöi ezeket a szällitäsokat 
vägzik. 

4. Azon tranzit szällitäsok lekintetäben, amelyek nem a kät fäl 
területän kezdödnek äs vägzödnek, az egyik Fäl käräsäre äs a 
Vegyes Bizottsäg javaslata alapjän egyeztetni fogjäk a kät fäl 
hajözäsi vällalatainak räszaränyät. 

5. Az Egyezmäny 4. cikk 4. bekezdäsävel kapcsolatban mindkät 
Fäl egyetärt abban, hogy a Vegyes Bizottsäg e feladata teljesi- 
täse sorän a magyar Fäl, mint tengerparttal nem rendelkezö 
orszäg ärdekeinek figyelembevätelävel egy, a magyar Fäl 
szämära kedvezöbb felosztäsban ällapodnak meg. 

6. A 3. cikk 3. bekezdäsävel äs a 4. cikk 2. bekezdäsävel 
kapcsolatos korlätozäsokra tekintettel a Felek egyetärtenek 
abban, hogy valamennyi az äru- äs szemälyfogalomban räszt- 
vevö hajözäs azonos feltätelek szerinti eibänäsban räszesül. 
Az esetleges korlätozäsokat a lehetö legkoräbbi idöben keil 
közölni. 
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7. Beide Seiten erklären: Der Status der Wasserstraßen in Berlin 
(West) ist nicht Gegenstand des Abkommens. Die Regierung 
der Ungarischen Volksrepublik bestätigt in diesem Zusam¬ 
menhang, daß die Bestimmungen dieses Abkommens auf 
ungarische Schiffe in Berlin (West) Anwendung finden. 

Budapest, den 12. Dezember 1986. 


7. A Felek kijelentik: A Berlin (Nyugal)-i viziutak stätusza nem 
tärgya az Egyezmänynek. A Magyar Näpköztärsasäg Kormä- 
nya ezzel összefüggäsben megerösiti, hogy ezen Egyezmä- 
nyt alkalmazzäk a Berlin (Nyugat)-ben tartözkodö magyar 
hajökra. 

Budapest, 1986. december 12. 


Für die Delegation der Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
A Nämetorszägi Szövetsägi Köztärsasäg Kormänyänak küldöttsäge neväben 

Ph. Nau 


Für die Delegation der Regierung der Ungarischen Volksrepublik 
A Magyar Näpköztärsasäg Kormänyänak küldöttsäge neväben 
Bänhalmi 


Gesetz 

zu dem Abkommen vom 26. Januar 1988 
zwischen der Regierung der Bundesrepubiik Deutschiand 
und der Regierung der Tschechosiowakischen Soziaiistischen Repubiik 

über den Binnenschiffsverkehr 


Vom 14. Dezember 1989 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen: 


Artikel 1 

Dem in Prag am 26. Januar 1988 Unterzeichneten 
Abkommen zwischen der Regierung der Bundesrepublik 
Deutschland und der Regierung der Tschechoslowaki¬ 
schen Sozialistischen Republik über den Binnenschiffsver¬ 
kehr sowie dem am 14. Februar 1987 aus Anlaß des 
Abschlusses der Verhandlungen über dieses Abkommen 
Unterzeichneten Protokoll wird zugestimmt. Das Abkom¬ 
men sowie das Protokoll werden nachstehend veröffent¬ 
licht. 

Artikel 2 

Der Bundesminister für Verkehr wird ermächtigt, die 
genehmigten Vereinbarungen über die Mindest-ZHöchst- 
frachten sowie die Nebenbedingungen für den Wechsel¬ 
verkehr, auf die sich der Gemischte Ausschuß gemäß 
Artikel 14 Abs. 3 des Abkommens geeinigt hat, durch 
Rechisverordnung in Kraft zu setzen. 


Artikel 3 

Abweichungen von den in einer Rechtsverordnung nach 
Artikel 2 festgesetzten Mindest-ZHöchstfrachten für Ver¬ 
kehrsleistungen sowie Zahlungen oder andere Zuwendun¬ 


gen, die einer Umgehung des festgesetzten Entgelts 
gleichkommen, sind verboten. 

Artikel 4 

Ordnungswidrig im Sinne des § 3 des Wirtschaftsstraf¬ 
gesetzes 1954 handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig den 
Abschluß von Verträgen über Wechselverkehre im Sinne 
des Artikels 3 des Abkommens in Abweichung von den 
durch Rechtsverordnung nach Artikel 2 in Kraft gesetzten 
Mindest-ZHöchstfrachten anbietet oder vermittelt oder wer 
solche Verträge abschließt oder erfüllt. 

Artikel 5 

Verwaltungsbehörde im Sinne des § 36 Abs. 1 Nr. 1 des 
Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten ist die Wasser- und 
Schiffahrtsdirektion. Der Bundesminister für Verkehr kann 
abweichend von § 37 des Gesetzes über Ordnungswidrig¬ 
keiten durch Rechtsverordnung eine Wasser- und Schiff¬ 
fahrtsdirektion als für den Bereich mehrerer Wasser- und 
Schiffahrtsdirektionen zuständig erklären. 

Artikel 6 

(1) Dieses Gesetz gilt auch im Land Berlin, sofern das 
Land Berlin die Anwendung dieses Gesetzes feststellt. 
Soweit den Wasser- und Schiffahrtsdirektionen des Bun¬ 
des auf Grund dieses Gesetzes oder durch Rechtsverord- 
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nungen auf Grund dieses Gesetzes Aufgaben zugewiesen 
werdet, nimmt diese im Land Berlin der zuständige Fach¬ 
senator wahr. 

(2) Rechtsverordnungen, die auf Grund dieses Geset¬ 
zes erlassen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 des 
Dritten Überleitungsgesetzes. 


Artikel 7 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkündung 
in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem das Abkommen nach seinem 
Artikel 19 Abs. 1 in Kraft tritt, ist im Bundesgesetzblatt 
bekanntzugeben. 


Die verfassungsmäßigen Rechte des Bundesrates sind 
gewahrt. 

Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt und 
wird im Bundesgesetzblatt verkündet. 


Bonn, den 14. Dezember 1989 

Der Bundespräsident 
Weizsäcker 

Der Bundeskanzler 
Dr. Helmut Kohl 

Der Bundesminister für Verkehr 
Dr. Zimmermanh 

Der Bundesminister des Auswärtigen 
Genscher 
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Abkommen 

zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
und der Regierung der Tschechoslowakischen Sozialistischen Republik 

über den Binnenschiffsverkehr 

Dohoda 

mezi vlädou Spolkove republiky Nömecka 
a vlädou Ceskoslovenske socialisticke republiky 
o vnitrozemske vodni dopravä 


Die Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
und 

die Regierung der Tschechoslowakischen 
Sozialistischen Republik - 

von dem Wunsche geleitet, den Binnenschiffsverkehr beider 
Länder weiterzuentwickeln, 

eingedenk der Schlußakte der Konferenz über Sicherheit und 
Zusammenarbeit in Europa, insbesondere ihrer Bestimmungen 
über die Entwicklung des Verkehrswesens - 

haben folgendes vereinbart: 

Artikel 1 

Im Sinne dieses Abkommens sind: 

a) „Schiffe“: die im Geltungsbereich dieses Abkommens amtlich 
registrierten Binnenschiffe, mit denen Personen- und/oder 
Güterverkehr dort, wo sie registriert sind, ohne eine beson¬ 
dere Fahrterlaubnis betrieben werden kann; 

b) „Trägerschiffsleichter“; Schiffe nach Buchstabe a, die unbe¬ 
mannte und nichtmotorisierte Leichter sind; 

c) „Schiffahrtsunternehmen": Schiffahrttreibende, die ihren stän¬ 
digen Firmen- oder Wohnsitz im Geltungsbereich dieses 
Abkommens haben; 

d) „Zuständige Behörden“: der Bundesminister für Verkehr der 
Bundesrepublik Deutschland und der Minister für Verkehrs¬ 
wesen der Tschechoslowakischen Sozialistischen Republik, 
soweit sie sich nicht gegenseitig andere Behörden oder Stel¬ 
len als zuständig mitteilen; 

e) „Häfen“: die Häfen und amtlich genehmigten Umschlagstellen 
im Geltungsbereich dieses Abkommens. 

Artikel 2 

(1) Nach Maßgabe der Artikel 3 bis 6 dürfen die Schiffe der 
einen Seite die Binnenwasserstraßen der anderen Seite im Gel¬ 
tungsbereich dieses Abkommens befahren sowie die Häfen und 
amtlich zugelassenen Liegestellen benutzen. Dies gilt auch 
entsprechend für den Transport von schwimmenden Geräten 
und Schwimmkörpern sowie für das Überführen von Schiffs¬ 
neubauten. 

(2) Auf der Elbe bleibt die bisherige Praxis der Schiffahrt unter 
Berücksichtigung von Artikel 3 Absatz 3 unberührt. 

Artikel 3 

(1) Schiffe beider Seiten dürfen Personen und/oder Güter zwi¬ 
schen Häfen der einen Seite und Häfen der anderen Seite sowie 
umgekehrt über die sie verbindenden Binnenwasserstraßen 
befördern (Wechselverkehr). 


Vläda Spolkovä republiky Nämecka 
a 

vläda Öeskoslovenskä socialistickä republiky. 


vedeny pfänim däie rozvijet vnitrozemskou vodni dopravu obou 
zemi, 

se zfetelem k ZävöreCnämu aktu Konference o bezpeönostl a 
spolupräci V Evropö, zvIäStö k jeho ustanovenim o rozvoji 
dopravy, 

se dohodly takto: 

Clänek 1 

Ve smysiu täto dohody jsou: 

a) „lodö“: fiöni lodä, üfednä registrovanä v püsobnosti täto 
dohody, kterymi müie byt provädöna pfeprava osob a/nebo 
näkladü tarn, kde jsou registroväny, bez zvIäStniho jizdniho 
povoleni; 

b) „lichtäry“: lodä ve smysiu pismena a), kterä jsou tlaönymi 
Cluny bez posädky a jsou bez vlastniho pohonu; 

c) „plavebni podniky“: provozovatelä plavby, ktefi maji stälä 
sidio svä firmy nebo svä trvalä bydiiätä v püsobnosti täto 
dohody; 

d) „pfisluänä üfady": spolkovy ministr dopravy Spolkovä repu¬ 
bliky Nömecka a ministr dopravy Öeskoslovenskä socialistickä 
republiky, pokud si vzäjemnä nesdälr jinä üfady nebo mista 
jako pfisluSnä; 

e) „pfistavy": pfistavy a üfednä povolenä pfekladiätä v püsobno¬ 
sti täto dohody. 

Ölänek 2 

1. Podle ölänkü 3 aZ 6 mohou lodä jednä strany plout po vnitro- 
zemskych vodnich cestäch druhä strany v püsobnosti täto 
dohody, jakoZ i pouiivat pfistavy a üfednä povolenä üvaziätä. 
Toto plati takä pfimäfenä pro pfepravu plovoucich zafizeni a 
plovoucich täles, jakoZ i pro pfeväZeni novostaveb plavidel. 


2. Na Labi züstävä dosavadni plavebni praxe s pfihlädnutim k 
Clänku 3 odstavci 3 nedotöena. 

Ölänek 3 

1. Lodä obou stran mohou pfepravovat osoby a/nebo näklady 
mezi pfistavy jednä strany a pfistavy druhä strany, jakoZ i 
naopak, po vnitrozemskych vodnich cestäch, kterä je spojuji 
(vzäjemnä pfeprava). 
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Tschechoslowakische Schiffe dürfen Personen und/oder Güter 
nur zwischen tschechoslowakischen Häfen und/oder folgenden 
Häfen der anderen Seite sowie umgekehrt befördern: 

a) Seehäfen; 

b) Häfen, die auf dem direkten Weg zu Seehäfen liegen; 

c) Häfen, die die zuständige Behörde im Sinne des Artikels 1 
Buchstabe d auf Vorschlag des Gemischten Ausschusses 
benannt hat. 

(2) Im Wechselverkehr sind die Schiffahrtsunternehmen beider 
Seiten je zur Hälfte am Ladungsaufkommen im Jahresverlauf 
kontinuierlich zu beteiligen. Die bei der Ladungsaufteilung anzu¬ 
wendende Berechnungsart wird vom Gemischten Ausschuß fest¬ 
gelegt. 

(3) Ausgenommen von Absatz 2 sind die Transporte mit Schif¬ 
fen der tschechoslowakischen Seite über die Elbe von der Tsche¬ 
choslowakischen Sozialistischen Republik nach dem Seehafen 
Hamburg und umgekehrt. Bei den anderen Transporten von Tran¬ 
sitgütern über Seehäfen der Bundesrepublik Deutschland kann 
abweichend von Absatz 2 auch eine für die tschechoslowakische 
Seite günstigere Aufteilung des Ladungsaufkommens vorgenom¬ 
men werden. Sofern es sich um Loco-Gut für den Hafen Hamburg 
handelt, wirkt die tschechoslowakische Seite darauf hin, daß die 
Schiffahrt der anderen Seite an diesen Transporten beteiligt wird. 

Einzelheiten der Durchführung werden im Gemischten Ausschuß 
vereinbart. 

(4) Auf Antrag der zuständigen Behörde einer Seite sind auf 
Vorschlag des Gemischten Ausschusses wirtschaftlich auskömm¬ 
liche Mindest-Höchstfrachten und die Nebenbedingungen ver¬ 
bindlich zu vereinbaren. 

(5) Jede Seite kann für das Befahren ihrer Wasserstraßen 
im Wechselverkehr nach Beratung im Gemischten Ausschuß 
Höchslzahlen der Fahrten festsetzen, sofern außerordentliche 
Gründe, die mit der Abwicklung des Binnenschiffsverkehrs 
Zusammenhängen, dies erforderlich machen. 

(6) Andere als die in Artikel 1 Buchstabe a genannten Schiffe 
werden zur Teilnahme am Wechselverkehr zwischen den Häfen 
beider Seiten nur so weit zugelassen, als dies auf Vorschlag des 
Gemischten Ausschusses vereinbart wird. 


Artikel 4 

(1) Unbeschadet bestehender multilateraler Verträge dürfen 
Schiffe beider Seiten Personen und/oder Güter durch das Gebiet 
der anderen Seite hindurch auf den Streckenabschnitten beför¬ 
dern, die von den zuständigen Behörden auf der Grundlage eines 
Vorschlages des Gemischten Ausschusses vereinbart werden 
(Transitverkehr). 

(2) Jede Seite kann für das Befahren ihrer Wasserstraßen im 
Transitverkehr nach Beratung im Gemischten Ausschuß Höchst¬ 
zahlen der Fahrten festsetzen, sofern außerordentliche Gründe 
dies im Transitverkehr erforderlich machen. 


Artikel 5 

Schiffe beider Seiten dürfen Personen und/oder Güter zwi¬ 
schen einem Hafen der anderen Seite und einem Hafen in einem 
dritten Staat (Drittlandverkehr) und umgekehrt nur auf Grund einer 
besonderen Erlaubnis der jeweils zuständigen Behörde beför¬ 
dern. 

Artikel 6 

Die Beförderung von Personen und/oder Gütern zwischen 
Häfen der anderen Seite (Kabotage) ist nur auf Grund einer 
besonderen Erlaubnis der jeweils zuständigen Behörde gestattet. 


Ceskoslovenskä lodä mohou pfepravovat osoby a/nebo 
näklady jen mezi öeskoslovenskymi pfistavy a/nebo jednim z 
näsledujicich pfistavü druhä strany, jakoZ i naopak: 

a) nämofnimi pfistavy; 

b) pfistavy, kterä leZi na pfimä cestä k nämofnim pHstavüm; 

c) pfistavy, kterä uröil pfisluäny üfad ve smysiu ölänku 1 
pismena d) na nävrh Smiäenäho vyboru. 

2. Ve vzäjemnä dopravä se podileji plavebni podniky obou stran 
V prübähu roku plynule vZdy polovinou na objemech pfeprav. 
Pfi provädöni däiby näkladü bude zpüsob propoötu stanoven 
Smiäenym vyborem. 


3. Z odstavce 2 jsou vyjmuty pfepravy lodämi öeskoslovenskä 
strany po Labi z Öeskoslovenskä sociallstickä republiky do 
nämofniho pfistavü Hamburk a naopak. Pfi daläich pfepra- 
väch tranzitniho zboii pfes nämofni pfistavy Spolkovä repu¬ 
bliky Nämecka müie se odchylnö od odstavce 2 provädät takä 
pro Ceskoslovenskou stranu vyhodnäjSi podiloväni objemu 
zboJi. Pokud jde o loco zboii z a do pfistavü Hamburk, bude 
öeskoslovenskä strana usilovat o to, aby se plavebvni podniky 
druhe strany podilely na tächto pfepraväch. Podrobnosti pro¬ 
vädöni budou dohodnuty ve SmiSenäm vyboru. 


4. Na 2ädost pfisluänöho üfadu jednä strany se na nävrh Smiäe- 
neho vyboru odsouhlasi zävaznä ekonomicky zdüvodnänä 
minimäini-maximäini sazby dovoznäho a vedlejäi podminky. 

5. Kaldä strana muJe pro plavbu na svych vodnich cestäch ve 
vzäjemnä dopravä stanovit po poradä ve SmiSenöm vyboru 
nejvySSi poöty jizd, pokud to vyiaduji mimofädnä düvody, 
kterä souviseji s provädönim vnitrozemskä vodni dopravy. 

6. Jinä lodä ne2 ty, kterä jsou uvedeny v ölänku 1 pismenu a), 
budou pfipuätäny k üöasti ve vzäjemnä dopravä mezi pfistavy 
obou stran, jen pokud to strany dohodnou na nävrh Smiäe- 
neho vyboru. 


Clänek 4 

1. Anii by byly poruäeny stävajici mnohostrannä smiouvy, 
mohou lodä obou stran pfepravovat osoby a/nebo näklady 
präs üzemi druhä strany na trafovych üsecich, o kterych se 
pfisluänä üfady dohodnou na zäkladä nävrhu Smiäenäho 
vyboru (tranzitni doprava). 

2. Ka^dä strana müite pro plavbu na svych vodnich cestäch v 
tranzitni dopravä stanovit po projednäni ve Smiäenäm vyboru 
nejvyääi poöty jizd, pokud to vyiaduji mimofädnä düvody v 
tranzitni dopravä. 


Ölänek 5 

Lodä obou stran mohou pfepravovat osoby a/nebo näklady 
mezi pfistavem druhä strany a pfistavy tfetiho stätu (tfetizemni 
doprava) a naopak jen na zäkladä zviäätniho povoleni ph'sluänych 
üfadü. 


Clänek 6 

Pfeprava osob a/nebo näkladü mezi pfistavy druhä strany 
(kabotäi) je povolena jen na zäkladä zviäätniho povoleni pffsluä- 
nych üfadu. 
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Artikel 7 

(1) Die Schiffahrt regelt sich nach den Rechtsvorschriften der 
Seite, deren Binnenwasserstraßen befahren werden. 

(2) Es gelten jedoch folgende Ausnahmen; 

a) Auf der Donau werden das jeweils von der anderen Seite 
ausgestellte Befähigungszeugnis für die Besatzung (ein¬ 
schließlich des Schiffsführers) sowie das Schiffsattest an¬ 
erkannt. 

b) Für die Schiffahrt auf der Elbe ab der unteren Grenze des 
Hamburger Hafens (Elbe-km 639) aufwärts, der Ilmenau, dem 
Elbe-Lübeck-Kanal und der Moldau werden das jeweils von 
der anderen Seite ausgestellte Elbschifferzeugnis und Schiffs¬ 
zeugnis (Schiffsaftest) anerkannt. 

c) Für die Schiffahrt auf den anderen Binnenwasserstraßen 
- ausgenommen Rhein, Mosel und Seeschiffahrtsstraßen - 
werden die zuständigen Behörden gegen Vorlage der in dem 
Gebiet der anderen Seite erworbenen Urkunden und Beschei¬ 
nigungen, die sich auf das Schiff, seine Besatzung und 
Ladung beziehen (z. B. Schiffsattest und Schifferpatente), die 
vorgeschriebenen Urkunden und Bescheinigungen ausstel¬ 
len. Voraussetzung dafür ist, daß die Urkunden und Beschei¬ 
nigungen in dem Gebiet einer Seite unter Bedingungen erteilt 
worden sind, die den im Gebiet der anderen Seite geltenden 
Vorschriften genügen. 

(3) Schiffe dürfen gefährliche Güter nur befördern, wenn sie das 
für die jeweilige Wasserstraße vorgeschriebene gültige Zulas¬ 
sungszeugnis besitzen. 

Artikel 8 

Beide Seiten werden die Schiffe der einen und der anderen 
Seife bei Inanspruchnahme der ihnen nach den Artikeln 2 bis 6 
gewährten Verkehrsrechte gleichbehandeln; das gilt insbeson¬ 
dere: 

a) bei der Erhebung öffentlicher Schiffahrts- und Hafenabgaben; 

b) bei der Benutzung öffentlicher Hafeneinrichtungen, Liegestel¬ 
len, Schleusen und ähnlicher Schiffahrtsanlagen; 

c) bei der Abfertigung durch die zuständigen Behörden; 

d) bei der Treibstoff- und Schmiermittelversorgung. 

Artikel 9 

Beide Seiten werden die Schiffe der einen und der anderen 
Seite hinsichtlich der Zollbehandlung des an Bord mitgeführten 
Mund- und Schiffsvorrats gleichbehandeln. Entsprechendes gilt 
für die auf den Schiften zum Verbrauch oder Gebrauch bestimm¬ 
ten Treib- und Schmierstoffe. 

Artikel 10 

(1) Die Schiffahrtsuntemehmen beider Seiten dürfen im Gebiet 
der anderen Seite unter Beachtung des dort geltenden Rechts 
nach Genehmigung durch die zuständige Behörde auf der Grund¬ 
lage der Gegenseitigkeit Agenturen zur Betreuung von Schiffen 
ur>d Besatzungen errichten. 

(2) Die Schiffahrtsuntemehmen beider Seiten können zur För¬ 
derung der Wirtschaftlichkeit ihres Verkehrs miteinander Verein¬ 
barungen über die betriebliche, technische und kommerzielle 
Zusammenarbeit treffen. 

(3) Die Tätigkeit der bestehenden Agenturen wird nicht berührt. 

Artikel 11 

Jede Seite gewährt den Schiffahrtsuntemehmen der anderen 
Seite das Recht, ihre Einnahmen frei in das Gebiet ihrer Seite zu 
transferieren. Die Transferierung wird auf der Grundlage der 
amtlichen Wechselkurse innerhalb der üblichen Frist vorgenom¬ 
men. 


Clänek 7 

1 Plavba se ridi prävnimi pfedpisy tä strany, po jeji2 vnitrozems- 

kych vodnich cestäch se uskuteörtuje. 

2. Plati väak tyto vyjimky: 

a) Na Dunaji se uznävä prukaz zpüsobilosti posädky (vöetnä 
vüdce plavidla), vydany druhou stranou, jakoZ i lodni 
osvädCenl. 

b) Pro plavbu na Labi od spodni hranice hamburskäho pH- 
stavu (Labe km 639) proti proudu, na Ilmenau, na labsko- 
lübeckäm kanälu a VItavö se uznävä lodnickä a lodni 
osvädöeni (lodni atest), vydanä druhou stranou. 

c) Pro plavbu na jinych vnitrozemskych vodnich cestäch - s 
vyjimkou Ryna, Mosely a nämofnich vodnich cest - budou 
pfisluSnä üfady proti pfedloieni dokladü a potvrzeni ziska- 
nych na üzemi druhä strany, kterä se vztahuji na loö, jeji 
posädku a näklad (napf. lodni osvädöeni a lodni patenty), 
vystavoval pfedepsanä doklady a potvrzeni. Pfedpokla- 
dem pro to je, ie doklady a potvrzeni byly udöleny na 
üzemi jednä strany za podminek, kterä vyhovuji pfed- 
pisüm platnym na üzemi druhä strany. 


3. Lodä mohou pfepravovat nebezpeönä zbo2i jen pokud maji 
pro pfisluänou vodni cestu pfedepsanä platnä osvädöeni. 


Clänek 8 

Obä strany budou naklädat stejnä s lodämi jednä i druhä strany 
pfi uplatnäni pfepravnich präv, poskytovanych jim podle ölänkü 2 
ai 6; to plati zejmäna; 

a) pfi vybiräni vefejny’ch plavebnich a pfistavnich poplatkü; 

b) pfi pouiiväni vefejnych pfistavnich zafizeni, üvaziäl, plaveb¬ 
nich komor a podobnych plavebnich zafizeni; 

c) pfi odbavoväni pfisluänymji üfady; 

d) pfi obstaräväni pohonnych hmot a mazadel. 

Clänek 9 

Obä strany budou naklädat stejnä s lodämi jednä i druhä strany, 
pokud jde o ceini odbavoväni zäsob potravin a iodnich zäs<^ 
vezenych na palubä. Totäi platt pro pohonnä a mazaci lätky 
uröenä pro spotfebu nebo potfebu na lodich. 


Clänek 10 

1. Plavebni podniky obou stran mohou zfidit na üzemi druhä 
strany, v souladu s tarn platnym prävem po schväleni pfisluS- 
nym üfadem na zäkladä vzäjemnosti, agentury k zajiätäni 
pMe o lodä a posädky. 

2. Plavebni podniky obou stran mohou za üöelem zvyäeni 
hospodämosti sväho provozu sjednävat mezi sebou ujednäni 
o provozni, technickä a komeröni spolupräci. 

3. Cinnost stävajicich agentur nebude dotöena. 

Clänek 11 

Ka2dä strana poskytne plavebnim podniküm druhä strany 
prävo, aby pfevedla svä pfijmy voinä na üzemi svä strany. Pfeve- 
deni se provede na podkladä üfednich mänovych kurzü v obvyklä 
Ihütä. 
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Artikel 12 

(1) Die Besatzungsmitglieder der Schiffe der beiden Seiten 
benötigen zum Grenzübertritt ein Reisedokument und eine Auf¬ 
enthaltserlaubnis in der Form des Sichtvermerks. 

(2) Auf den Güterschiffen dürfen sich nur Besatzungsmilglieder 
befinden. Auf Personen- und Güterschiffen können zusammen 
mit den Besatzungsmitgliedern auch deren Ehegatten und deren 
unverheiratete minderjährige Kinder ein- und ausreisen, wenn sie 
Im Besitz eines der in Absatz 1 genannten Dokumente und eines 
Sichtvermerks sind. Kinder unter 15 Jahren können im Reise¬ 
dokument eines ihrer Elternteile eingetragen werden. 

(3) Auf der Donau benötigen die Besatzungsmitglieder der 
Schiffe der beiden Seiten für den Grenzübertritt und den Aufent¬ 
halt an Bord sowie im Hafengelände der an der Donau gelegenen 
Häfen keinen Sichtvermerk, wenn sie Inhaber eines Donauschif¬ 
ferausweises und in der Besatzungsliste eingetragen sind. Das 
gleiche gilt für die in den Donauschifferausweisen eingetragenen 
Familienangehörigen der Besatzungsmitglieder sowie für Fami¬ 
lienangehörige, die selbst Inhaber eines Donauschifferausweises 
sind. 

(4) Sämtliche in den Absätzen 1 bis 3 aufgeführten Personen an 
Bord müssen in eine Besatzungsliste eingetragen sein. 

(5) Beide Seiten tauschen Muster der in den Absätzen 1 und 3 
bezeichneten Dokumente aus. 

(6) Soweit Rechtsvorschriften einer Seite über Einreise- und 
Aufenthalt von Ausländern günstigere Regelungen enthalten, 
gehen diese vor. 

Artikel 13 

(1) Die Schiffe beider Seiten dürfen an folgenden Stellen bei 
Tag und Nacht stilllegen: 

a) in Lade- und Löschhäfen; 

b) in Häfen an der Fahrstrecke; 

c) an den durch die Verkehrsordnung zugelassenen Stellen auf 
der Fahrstrecke. 

(2) Im Falle einer Havarie, eines Unfalls, einer schweren Krank¬ 
heit einer Person an Bord oder aus anderen Gründen, die die 
Weiterfahrt unmöglich machen, können die Schiffe an jeder geeig¬ 
neten Stelle anlegen. In solchen Fällen hat der Schiffsführer oder 
eine von ihm bevollmächtigte Person umgehend die nächste 
Grenz-, Zoll- oder Polizeibehörde zu unterrichten. 

(3) Die zuständigen Behörden leisten bei Havarien oder Unfäl¬ 
len, an denen Schiffe der anderen Seite oder Personen auf diesen 
Schiffen beteiligt sind, die notwendige Hilfe. Bei schweren Hava¬ 
rien oder Unfällen von Schiffen einer Seite oder Personen auf 
diesen Schiffen auf dem Gebiet der anderen Seite wird die Seite, 
auf deren Gebiet dieses Ereignis geschehen ist, unverzüglich die 
andere Seite davon verständigen, die erforderlichen Maßnahmen 
für die Untersuchung der Ursachen des Ereignisses treffen und 
die andere Seite über die Ergebnisse unterrichten. 

(4) Mitglieder der Schiffsbesatzungen und ihre Familienangehö¬ 
rigen, die sie begleiten, können im Falle einer Erkrankung oder 
eines Unfalls auf dem Gebiet der anderen Seite ärztliche Hilfe, 
gegebenenfalls Krankenhausbehandlung und Heilmittel in 
Anspruch nehmen. 

Artikel 14 

(1) Für die Erfüllung und die Überwachung der Anwendung 
dieses Abkommens wird ein Gemischter Ausschuß gebildet, der 
mindestens einmal jährlich auf dem Gebiet einer Seite Zusam¬ 
mentritt. Jede Seite entsendet drei Mitglieder, die jeweils von den 
zuständigen Behörden bestimmt werden. Jede Seite kann zu den 


Clänek 12 

1. Clenovä posädek lodi obou stran pofrebuji k pfechodu hranic 
cestovni doklad a pfedem udäienä vizum. 

2. Na näkladnich lodich smi b;^ pouze ölenovä posädky. Na 
osobnich i näkladnich lodich mohou spolu se öleny posädky 
pfekraöovat hranice jejich manielö a jejich svobodnä nezietilä 
däti, pokud maji dokumenty uvedenä v odstavci 1 a vizum. 
Oöti miadäi 15 let mohou byt zapsäny do cestovniho dokladu 
jednoho z rodiöü. 


3. Na Dunaji nepotfebuji ölenovä posädek kxti obou stran pro 
pfekroöeni hranic a pro pobyt na palubä a na üzemi dunajs- 
kych pfistavü vizum, pokud jsou drftiteli plaveckä kni2ky pro 
Dunaj a jsou uvedeni v seznamu ölenü posädky. Totä2 plati 
pro ty rodinnä pfisluäniky ölenCi posädky, ktefi jsou zapsäni v 
jejich plaveckä kniice pro Dunaj, \äKol i ty rodinnä pfisluäniky, 
kten jsou dr2iteli vlastni plaveckä kni2ky pro Dunaj. 


4. Veäkerä osoby na palubä uvedenä v odstavcich 1 a2 3 musi 
byt zapsäny v seznamu posädky. 

5. Obä strany si vymäni vzory dokumtenü uvedenych v odstav¬ 
cich 1 a 3. 

6. Obsahuji-Ii prävni pfedpisy jednä strany o vstupu a pobytu 
cizincü pfizniväjäi üpravy, dävä se jim pfednost. 


Ölänek 13 

1. Lodä obou stran mohou b^ vyvazoväny a mohou nocovat na 
tächto mistech; 

a) V pfistavech naklädky a vyklädky; 

b) v näcestnych pfistavech; 

c) V mistech na plavebni dräze, povolenych plavebnim 
rädern. 

2. V pfipadä havärie, nehody, tä2kä nemoci osoby na palubä 
nebo z jinych düvodü, kterä znemo2ni pokraöoväni v plavbä, 
mohou lodä pfistät na kterämkoli vhodnäm mistä. V takovych 
pripadech mä vüdce plavidla nebo Jim zplnomocnönä osoba 
neodkladnä uvädomit nejbli2§i pohraniöni, ceini nebo policejni 
üfad. 

3. Pfisluänä üPady poskytnou nutnou pomoc pfi haväriich nebo 
nehodäch, na kterych se podilely lodä druhä strany nebo 
osoby na tächto lodich. Pfi tä2kych haväriich nebo nehodäch 
lodi jednä strany nebo osob na tächto lodich na üzemi druhä 
strany, vyrozumi o tom strana, na jejimi üzemi k täto udäiosti 
doälo, bezodkladnä druhou stranu, podnikne potfebnä opa- 
tfeni pro vyäetfeni pfiöin udäiosti a o vysiedku vyrozumi 
dnjhou stranu. 

4. Ölenovä lodnich posädek a jejich rodinni pfisluänfci, kteH je 
doproväzeji, mohou v pfipadä onemocnänf nebo nehody na 
üzemi druhä strany po2adovat läkafskou pomoc, pfipadnä 
nemocniöni oSetfeni a läCiva. 


Ölänek 14 

1. K pinäni a kontrole provädäni täto dohody se zfizuje Smiäeny 
vytx>r, ktery bude zasedat alespoä jedenkrät roörtä, stffdavä 
na üzemi jednä ze stran. Ka2dä strana vyäle tfi öleny, kteH 
budou v2dy uröeni pfisluänymi üfady. Ka2dä strana müze k 
poradäm Smiäenäho vyboru pfizvat znalce. Smiäeny vybor si 
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Beratungen des Gemischten Ausschusses Sachverständige hin¬ 
zuziehen. Der Gemischte Ausschuß gibt sich eine Geschäftsord¬ 
nung. Den Vorsitz im Gemischten Ausschuß hat jeweils abwech¬ 
selnd ein Vertreter der zuständigen Behörde beider Seiten. 

(2) Der Gemischte Ausschuß hat insbesondere die Aufgabe: 

a) den zuständigen Behörden Vorschläge zu machen für die 

- Festlegung der Transitbinnenwasserstraßen (Artikel 4 
Absatz 1), 

- Festlegung der Binnenhäfen (Artikel 3 Absatz 1 Buch¬ 
stabe c), 

- Festlegung der Mindest-Höchstfrachten und der Neben¬ 
bedingungen (Artikel 3 Absatz 4), 

- Zulassung von Schiffen aus Drittstaaten zum Wechselver¬ 
kehr (Artikel 3 Absatz 6); 

b) Beratungen durchzuführen über Möglichkeiten der Festset¬ 
zung von Höchstzahlen im Transit (Artikel 4 Absatz 2) und im 
Wechselverkehr (Artikel 3 Absatz 5) sowie Regelungen nach 
Artikel 3 Absatz 3 Sätze 2 und 3 zu treffen; 

c) den Verkehr der Schiffe beider Seiten statistisch zu erfassen; 

d) die Transportgüter auf die Binnenschiffahrten beider Seiten 
gemäß Artikel 3 Absatz 2 erforderlichenfalls aufzuteilen. 

(3) Mindest-Höchstfrachten einschließlich der Nebenbedingun¬ 
gen, auf die der Gemischte Ausschuß sich geeinigt hat, sind von 
diesem den zuständigen Behörden zur Genehmigung vorzulegen. 
Die zuständigen Behörden vereinbaren die Inkraftsetzung dieser 
Beschlüsse des Gemischten Ausschusses und teilen sich unver¬ 
züglich mit, wann sie nach den innerstaatlichen Vorschriften in 
Kraft treten. 

(4) Der Gemischte Ausschuß hat ferner die Aufgabe, den 
zuständigen Behörden Vorschläge zur Anpassung dieses Abkom¬ 
mens an die Entwicklung des Binnenschiffsverkehrs und zur 
Lösung aller Fragen zu unterbreiten, die sich aus der Anwendung 
dieses Abkommens ergeben. 


Artikel 15 

(1) Die für die 

- Festlegung der Transitbinnenwasserstraßen (Artikel 4 Ab¬ 
satz 1), 

- Festlegung der Binnenhäfen (Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe c), 

- Festlegung der Mindest-Höchstfrachten und der Nebenbedin¬ 
gungen (Artikel 3 Absatz 4 und Artikel 14 Absatz 3), 

- Zulassung von Schiffen aus Drittstaaten zum Wochseiverkehr 
(Artikel 3 Absatz 6) 

vorgesehenen Vereinbarungen kommen dadurch zustande, daß 
sich die zuständigen Behörden ihr Einverständnis mit den ihnen 
vom Gemischten Ausschuß unterbreiteten Vorschlägen gegensei¬ 
tig möglichst innerhalb einer Frist von zwei Wochen mitteilen. 

(2) Kann eine Einigung im Gemischten Ausschuß nicht erzielt 
werden, treten auf Antrag einer Seite die Vertreter der zuständi¬ 
gen Behörden innerhalb von vier Wochen zu Konsultationen 
zusammen. 

Artikel 16 

Die zuständigen Behörden werden dem Gemischten Ausschuß 
auf sein Ersuchen diejenigen Unterlagen übermitteln, deren er zur 
Erfüllung seiner Aufgaben nach Artikel 14 Absätze 2 und 4 bedarf. 


Artikel 17 

Die Sportfahrzeuge beider Seiten können die Binnenwasser¬ 
straßen im Geltungsbereich dieses Abkommens unter Beachtung 
des jeweils dort geltenden Rechts benutzen. 


stanovi jednaci fäd. Smiäenömu vyboru pfedsedä vZdy stfi- 
davä zästupce pffsluSnäho üfadu jednö i druhö strany. 


2. SmiSeny vybor mä za ükol zejmöna: 

a) pfisluänym üfadüm pfedklädat nävrhy na 

- stanoveni vnitrozemskych vodnich tranzitnich cest (ölä- 
nek 4 odstavec 1), 

- stanoveni Fiönich pnstavü (ölänek 3 odstavec 1 pis- 
meno c)), 

- stanoveni minimälnich-maximälnich sazeb dovoznöho a 
vedlej§ich podminek (ölänek 3 odstavec 4), 

- povoleni pro lodö ze tfetich stätü k vzäjemnä dopravö 
(ölänek 3 odstavec 6); 

b) provädöt porady o moinostech stanoveni maximäiniho 
poötu jizd V tranzitni dopravö (ölänek 4 odstavec 2) a ve 
vzäjemnä dopravö (ölänek 3 odstavec 5), jakoi i provädöt 
opatreni podle ölänku 3 odstavce 3 vöt 2 a 3; 

c) statisticky evidovat provoz lodi obou stran; 

d) V pripadö potfeby rozdölovaf zbo2i k pfepravö Fiönim 
plavbäm obou stran podle ölänku 3 odstavce 2. 

3. Minimäini-meiximäini sazby dovoznöho, vöetnö vedlejäich 
podminek, na kterych se SmiSeny vybor dohodi, pfedloii 
vybor pfisluänym üfadüm ke schväleni. Pfisluänö üfady 
dohodnou vstup töchto zävörü SmiSenöho vyboru v platnost a 
oznämi si neprodlenö, kdy nabudou podle vnitrostätnich pfed- 
pisü üöinnosti. 

4. SmiSeny vybor mä däie za ükol pfedklädat pfisluSnym üfadüm 
nävrhy na pfizpüsobeni töto dohody rozvoji vnitrozemskö 
vodni dopravy a na feSeni vSech otäzek, kterö se vyskytnou 
pfi provädöni töto dohody. 

Ölänek 15 

1. Ujednäni pfedvidanä pro 

- stanoveni vnitrozemskych tranzitnich vodnich cest (öiänek 
4 odstavec 1), 

- stanoveni pfistavü vnitrozemskö vodni dopravy (ölänek 3 
odstavec 1 pismeno c)), 

- stanoveni minimälnich-maximälnich sazeb dovoznöho a 
vedlejäich podminek (ölänek 3 odstavec 4 a ölänek 14 
odstavec 3), 

- üöast lodi z tfetich stätü na vzäjemnä dopravö (ölänek 3 
odstavec 6) 

budou realizoväna tim, ie si pfisluSnö üfady vzäjemnä sdöli 
souhlas s nävrhy, kterö jim pfedlo2i SmiSeny vybor, pokud 
moino ve Ihütö dvou tydnü. 

2. Nebude-Ii moino dosähnout shodnöho stanoviska ve Smiäe- 
nöm vyboru, sejdou se na 2ädost jednö strany zästupci pfi- 
sluSnych üfadü v prüböhu ötyf tydnü ke konzultacim. 


Ölänek 16 

Pfisluänö üfady pfedaji Smiäenömu vyboru na jeho po2ädäni ty 
podklady, kterö potfebuje k pinöni svych ükolü podle ölänku 14 
odstravcü 2 a 4. 


Ölänek 17 

Sportovni lodö obou stran mohou pxxi2it vnitrozemskö vodni 
cesty V püsobnosti töto dohody v souladu s prävem, kterö tarn 
plati. 
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Artikel 18 

Entsprechend dem Viermächteabkommen vom 3. September 
1971 wird dieses Abkommen in Übereinstimmung mit den fest¬ 
gelegten Verfahren auf Berlin (West) ausgedehnt. 

Artikel 19 

(1) Dieses Abkommen tritt an dem Tage in Kraft, an dem beide 
Seiten einander schriftlich auf diplomatischem Wege mitgeteilt 
haben, daß die innerstaatlichen Voraussetzungen für das Inkraft¬ 
treten des Abkommens erfüllt sind. 

(2) Dieses Abkommen wird auf unbestimmte Zeit geschlossen. 

(3) Dieses Abkommen kann von jeder Seite mit einer Frist von 
6 Monaten zum Ende eines Kalenderjahres schriftlich auf diplo¬ 
matischem Wege gekündigt werden. In diesem Fall tritt das 
Abkommen mit Ablauf dieses Kalenderjahres außer Kraft. 


Geschehen zu Prag am 26. Januar 1988 in zwei Urschriften, 
jede in deutscher und tschechischer Sprache, wobei jeder Wort¬ 
laut gleichermaßen verbindlich ist. 


Clänek 18 

Podle Ctyfstrannä dohody ze dne 3. zäff 1971 bude tato 
dohoda v souladu se stanovenymi postupy rozäifena na Berlin 
(Zäpadni). 

Clänek 19 

1. Tato dohoda vstoupi v platnost dnem, kdy si obö strany 
vzäjemnä pisemnö diplomatickou cestou sdöH, 2o byly 
splnäny vnitrostätni pfedpoklady pro vstup dohody v platnost. 

2. Tato dohoda se sjednävä na dobu neuröitou. 

3. Tato dohoda müZe byt kaidou stranou ptsemnö diplomatickou 
cestou vypoväzena ve Ihütä äesti mäsicü pfed koncem kalen- 
däfniho roku. V tomto ph'padä dohoda pozbude platnosti 
uplynutim kalendäfniho roku. 


Däno V Praze dne 26. ledna 1988 ve dvou püvodnfch vyhotove- 
nich, kaZdä v jetzyce nämeckäm a deskäm, phöemZ oM znäni 
maji stejnou platnost. 


Für die Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
Za vlädu Spolkovä republiky Nämecka 
Werner Schattmann 
Jürgen Warnke 

Für die Regierung der Tschechoslowakischen Sozialistischen Republik 
Za vlädu öeskoslovenskä socialistickä republiky 
V. Blazek 
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Protokoll 

Aus Anlaß des Abschlusses der Verhandlungen über das 
Abkommen zwischen den Regierungen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Tschechoslowakischen Sozialistischen 
Republik über die Binnenschiffahrt erklären die Delegationen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Tschechoslowakischen 
Sozialistischen Republik: 

1. Verkehrsrechte 

Um eine einheitliche Anwendung des Abkommens zu 
gewährleisten, haben sich beide Seiten geeinigt, von folgen¬ 
dem inhaltlichen Verständnis der Verkehrsrechte auszu¬ 
gehen: 

(1) Wechselverkehr: 

Beförderung von Personen und/oder Gütern mit einem 
Schiff einer der Seiten von dem Gebiet der einen Seite in 
das Gebiet der anderen Seite über ausschließlich solche 
Binnenwasserstraßen, die beide Seiten miteinander ver¬ 
binden. 

(2) Transitverkehr; 

Beförderung von Personen und/oder Gütern mit einem 
Schiff der einen Seite auf Binnenwasserstraßen durch 
das Gebiet der anderen Seite, ohne daß dabei auf der 
Durchfahrt Personan zu- oder aussteigen beziehungs¬ 
weise ohne dabei Güter zu laden oder zu löschen. 

(3) Drittlandverkehr: 

Befördemng von Personen und/oder Gütern mit einem 
Schiff der einen Seite von einem dritten Land in das 
Gebiet der anderen Seife oder umgekehrt. 

(4) Kabotage: 

Beförderung von Personen und/oder Gütern mit einem 
Schiff der einen Seite zwischen Lade- und Löschplätzen 
an Binnenwasserstraßen der anderen Seite. 

Für die Beurteilung, welches Verkehrsrecht in Anspruch 
genommen wird, ist die Beförderungsleistung des jeweiligen 
Schiffes maßgebendes Kriterium und nicht die Herkunft und 
der Zielort des Beförderungsgutes. 

2. Soweit Transporte im tschechoslowakischen Außenhandel 
im Transit über die Binnenwasserstraßen der anderen Seite 
gehen, wird die tschechoslowakische Seite im Falle entspre¬ 
chender wirtschaftlicher und technischer Bedingungen 
bestrebt sein, an diesen Treinsporlen auch die Schiffahrtsun- 
temehmen der den Transit gewährenden Seite zu beteiligen. 
Einzelheiten werden im Gemischten Ausschuß ausgehan¬ 
delt. 

3. Für solche Transitverkehre, die auf den Gebieten beider 
Seiten weder beginnen noch enden, wird auf Ersuchen der 
den Transit gewährenden Seite auf der Grundlage eines 
Vorschlags des Gemischten Ausschusses eine Beteiligung 
geregelt. 

4. Beide Seiten sind sich einig, daß in der Vereinbarung nach 
Artikel 3 Absatz 3 unter Loco-Gut eine Ladung verstanden 
wird, die nach ihrer Löschung im Hafen Hamburg im Gebiet 
dieser Seite verbleibt und daß unter Transit-Gut eine Ladung 
verstanden wird, die nach ihrer Löschung und eventuellen 
Zwischenlagerung in ein drittes Land transportiert wird. 

5. Es besteht Einvernehmen, daß die tschechoslowakische 
Seite zur Vermeidung von Leerfahrten der anderen Seite im 
Wechselverkehr darauf hinwirken wird, daß diese unter 

- Anrechnung auf ihre Quote auch Transporte von Transitgut 
nach Artikel 3 Absatz 3 von und nach dem Hafen Hamburg 
erhält. 

6. Seitens der Tschechoslowakischen Sozialistischen Republik 
wird dem nach Artikel 14 Absatz 1 zu bildenden Gemischten 


Protokol 

U phleZitosti zävöru jednäni o Dohodö mezi vlädou Öeskoslo- 
venskä socialistickä republiky a vlädou Spolkovö republiky 
Nömecka o vnitrozemskö vodni dopravä prohlaäuje delegace 
Öeskoslovenskä socialistickä republiky a delegace Spolkovö 
republiky Nömecka: 

1. Dopravnf präva 

Za üöelem zajiötönf jednotnöho pouZiväni dohody se strany 
shodly, 2e budou vychäzet z tohoto obsahovöho pojeti 
dopravnich präv: 

a) vzäjemnä doprava: 

doprava osob a/nebo zbo2i lodi jednö strany z üzemi 
jednö strany na üzemi druhö strany vyluönö po töch 
vnitrozemskych vodnich cestäch, kferö obö strany navzä- 
jem spojuji; 

b) tranzitni doprava: 

doprava osob a/nebo zboil lodf jednö strany po vnitro¬ 
zemskych vodnich cestäch pfes üzemi druhö strany, ani2 
by phtom pfi prüjezdu osoby vystupovaly nebo nastupo- 
valy, popf. ani2 by zbo2i pfitom bylo naklädäno nebo 
vyklädäno; 

c) doprava do a ze tfetich zemi: 

doprava osob a/nebo zbo2i lodi jednö strany ze tfeti zemi 
na üzemi druhö strany nebo naopak; 

d) kabotä2: 

doprava osob a/nebo zboii lodi jednö strany mezi misty 
naklädky a vykläcjky na vnitrozemskych vodnich cestäch 
druhö strany. 

Pro posouzeni toho, kterö dopravni prävo bude pou2ito, je 
rozhodujicim kritöriem pfepravni vykon tö kterö lodi a nikoliv 
püvod a misto uröeni pfepravovanöho zbo2i. 

2. Pokud prochäzeji pfepravy zbo2i öeskoslovensköho zahra- 
niöniho obchodu v tranzitu po vnitrozemskych vodnich 
cestäch druhö strany, bude öeskoslovenskä strana v pfipadö 
odpovidajicich ekonomickych a technickych podminek usilo- 
vat o to, aby se na töchto pfepraväch podilely takö plavebni 
podniky strany umo2öujici tranzit. Podrobnosti budou dojed- 
näny ve Smiöenöm vyboru, 

3. Pro tranzitni pfepravy, kterö na üzemi obou stran ani nezaöi- 
naji, ani nekonöi, bude na 2ädost strany, kterä tranzit umo2- 
huje na zäkladö nävrhu Smiäenöho vyboru upraveno podilo- 
väni. 

4. Obö strany se shoduji v tom, 2e se v dohodö podle ölänku 3 
ödst. 3 pod loco zbo2im rozumi näklad, ktery po vylo2eni v 
pfistavu Hamburg züstane na üzemi töto strany a 2e pod 
pojmem tranzitniho zbo2i se rozumi näklad, ktery se po 
vylo2eni a event. meziskladoväni bude dopravovaf do nök- 
terö tfeti zemö. 

5. Bylo dosa2eno dohody o tom, 2e öeskoslovenskä strana pro 
zabränöni präzdnych jizd druhö strany ve vzäjemnö pfepravö 
bude püsoblt na to, aby tato strana pfi zapoöitäni na jeji kvötu 
obdr2ela i pfepravy tranzitniho zbo2i podle ölänku 3 ödst. 3 z 
a do pfistavu Hamburg. 

6. Ze strany Ceskoslovenskö socialistickä republiky bude do 
SmiSenöho vyboru, ktery mä byt zfizen podle ölänku 14 ödst. 
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Ausschuß ein Vertreter des Föderalen Ministeriums für Ver¬ 
kehrswesen (Leiter der Delegation), ein Vertreter des Föde¬ 
ralen Ministeriums für Außenhandel und ein Vertreter einer 
Schiffahrtsorganisation angehören. Von seiten der Bundes¬ 
republik Deutschland werden dem Gemischten Ausschuß ein 
Vertreter des Bundesministers für Verkehr als Delegations¬ 
leiter sowie je ein vom Bundesminister für Verkehr benannter 
Vertreter der Schiffahrtsunternehmen und der verladenden 
Wirtschaft angehören. 

7. Soweit der Gemischte Ausschuß keine andere Berechnungs¬ 
art für die Ladungsaufteilung nach Artikel 3 Absatz 2 festlegt, 
erfolgt die Aufteilung auf der Basis der Ladungstonnen. 

8. Beide Seiten sind sich einig, daß Vereinbarungen nach Arti¬ 
kel 10 Absatz 2 auch darüber zu treffen sind, daß sich die 
Schiffahrtsuntemehmen gegenseitig bei dem Erwerb der not¬ 
wendigen Patente unterstützen werden und daß die eine 
Seite Schiffsführer der anderen Seite, die für eine bestimmte 
Strecke kein Patent besitzen, durch Gestellung von Hilfs¬ 
schiffsführern unterstützt. 

9 Auf Bitten der Delegation der Tschechoslowakischen Soziali¬ 
stischen Republik bestätigt die Delegation der Bundesrepu¬ 
blik Deutschland, daß die Benutzung des Main-Donau- 
Kanals auf der Grundlage des künftigen Abkommens über 
die Binnenschiffahrt und auf der Grundlage der Gleichbe¬ 
rechtigung und Nichtdiskriminierung erfolgt. 

10. Die Regierung der Tschechoslowakischen Sozialistischen 
Republik bestätigt, daß die Bestimmungen dieses Abkom¬ 
mens auf tschechoslowakische Schiffe in Berlin (West) 
Anwendung finden. 

Prag, den 14. Februar 1987 


1 delegovän jeden zästupce federäiniho ministerstva 
dopravy (vedouci delegace), jeden zästupce federäiniho 
ministerstva zahraniöniho obchodu a jeden zästupce plaveb- 
niho podniku. Ze strany Spolkovä republiky Nömecka bude 
Smiäenämu vybvoru näleZet vZdy jeden zästupce Spolko- 
veho ministerstva dopravy, jako vedouci delegace, jakoZ i po 
jednom zästupci plavebnich podniku a pfepravcü, jmenovan- 
ych spolkovym ministrem dopravy. 

7. Pokud SmiSeny vybor nestanovi jiny zpusob propoötu pro 
podiloväni näkladü podle ölänku 3 ödst. 2 provädi se podilo- 
väni na zäkladö objemu v tunäch. 

8. Obö strany jsou zajedno v tom, ie je podle ölänku 10 ödst. 2 
nutno dohodnout ujednäni takä o tom, ie se plavebni pod- 
niky budou navzäjem podporovat pfi ziskäväni potfebnych 
prükazü zpüsobilosti, a ie jedna strana podpoh' velitele 
plavidel druhä strany, kteh nevlastni priiketz zpüsobilosti pro 
uröity üsek, poskytnutim pomocnych velitelü plavidla. 

9. Na 2ädost delegace Öeskoslovenskä socialistickä republiky 
delegace Spolkovä republiky Nämecka potvrzuje, ie vyu2i- 
väni kanälu Mohan-Dunaj na zäkladä budouci Dohody o 
vnitrozemskä vodni dopravö se bude provädät na zäkladä 
rovnoprävnosti a nediskriminace. 

10. Vläda Öeskoslovenskä socialistickä republiky potvrzuje v täto 
souvislosti, ie ustanoveni täto Dohody se pou2iji na lodä 
Öeskoslovenskä socialistickä republiky v Berlinä (Zäpad- 
nim). 

Praha 14. ünora 1987 


Für die Delegation der Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
Vedouci delegace Spolkovä republiky Nämecka 
Ph. Nau 

Für die Delegation der Regierung der Tschechoslowakischen Sozialistischen Republik 
Vedouci delegace Öeskoslovenskä socialistickä republiky 
Madaj 
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Gesetz 

zu der Erklärung vom 11. Dezember 1986 zu dem 
Übereinkommen vom 3. Dezember 1976 zum Schutze 
des Rheins gegen Verunreinigung durch Chloride 

Vom 15. Dezember 1989 


Der Deutsche Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Der in Brüssel am 11. Dezember 1986 von der Bundesrepublik Deutschland 
Unterzeichneten Erklärung der Delegationsleiter der Regierungen, die Vertrags¬ 
parteien der Vereinbarung vom 29. April 1963 über die Internationale Kommission 
zum Schutze des Rheins gegen Verunreinigung sind, zum Übereinkommen vom 

3. Dezember 1976 zum Schutz des Rheins gegen Verunreinigung durch Chloride 
(BGBl. 1978 II S. 1053, 1065), geändert durch den Briefwechsel vom 29. April/ 

4. Mai 1983 (BGBl. 1984 II S. 1017), wird zugestimmt. Die Erklärung wird nach¬ 
stehend veröffentlicht. 


Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt auch im Land Berlin, sofern das Land Berlin die Anwendung 
dieses Gesetzes feststellt. 


Artikel 3 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem die Erklärung für die Bundesrepublik Deutschland in Kraft 
tritt, ist im Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 


Die verfassungsmäßigen Rechte des Bundesrates sind gewahrt. 

Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt und wird im Bundesgesetz¬ 
blatt verkündet. 


Bonn, den 15. Dezember 1989 

Der Bundespräsident 
Weizsäcker 

Der Bundeskanzler 
Dr. Helmut Kohl 

Der Bundesminister 

für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 
Klaus Töpfer 

Der Bundesminister des Auswärtigen 
Genscher 
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Erklärung 

der Delegationsleiter der Regierungen, die Vertragsparteien 
der Vereinbarung vom 29. April 1963 über die 
Internationale Kommission zum Schutze des Rheins 
gegen Verunreinigung sind 

Däciaration 

des Chefs de däiegation des Gouvernements 
Parties ä l’Accord concernant 
la Commission Internationale pour la protection du Rhin 
contre la pollution du 29 avril 1963 

Verklaring 

van de hoofden der delegaties van de Regeringen 
die Partij zijn bij de Overeenkomst van 29 april 1963 nopens 
de Internationale Commissie ter bescherming van de Rijn 
tegen verontreiniging 


Die Delegationsleiter der Regierungen, 
die Vertragsparteien der am 29. April 1963 
in Bern beschlossenen Vereinbarung über 
die Internationale Kommission zum Schutze 
des Rheins gegen Verunreinigung 

sowie des am 3. Dezember 1976 in Bonn 
beschlossenen Übereinkommens zum 
Schutz des Rheins gegen Verunreinigung 
durch Chloride in der Fassung des Brief¬ 
wechsels vom 29. April, 4. und 13. Mai 1983 
sind, 

sind am 11. Dezember 1986 in Brüssel 
zusammengekommen, um die bei der 
Anwendung des genannten Übereinkom¬ 
mens vom 3. Dezember 1976 in seiner 
geänderten Fassung aufgetretenen Pro¬ 
bleme zu prüfen. 

Der Leiter der französischen Delegation 
hat den Delegationen im Auftrag seiner 
Regierung dargelegt, daß seine Regierung 
zu dem Schluß gekommen sei, daß das in 
Artikel 2 Absatz 2 des genannten Überein¬ 
kommens vorgesehene Verfahren zum Ein¬ 
bringen in den elsässischen üntergrund 
nicht angewandt werden könne. 

Eine von der französischen Regierung 
durchgeführte ergänzende üntersuchung 
der anderen Lösungsmöglichkeiten, die in 
Betracht kommen könnten, um dennoch der 
Verpflichtung nachzukommen, die Menge 
der in den Rhein abgeleiteten Salzrück¬ 
stände in einer ersten Phase im Jahres¬ 
durchschnitt um 20 kg/s Chlorid-Ionen zu 
verringern, hat ergeben, daß eine Möglich¬ 
keit darin besteht, die Salzrückstände auf 
dem Boden zu lagern. 

Die Delegationsleiter der übrigen Regie¬ 
rungen haben den Standpunkt der französi¬ 
schen Regierung zur Kenntnis genommen 
und anerkannt, daß das in Artikel 2 Absatz 2 
des genannten Übereinkommens vorgese- 


Les Chefs de delägation des Gouverne¬ 
ments Parties ä l’Accord concernant la 
Commission Internationale ptour la protec¬ 
tion du Rhin contre la pollution fait ä Berne 
le 29 avril 1963, 

ainsi qu'ä la Convention relative ä la pro¬ 
tection du Rhin contre la pollution par les 
chlorures, faite ä Bonn le 3 däcembre 1976, 
et modifiee par ächange de lettres des 
29 avril, 4 et 13 mai 1983, 

se sont räunis ä Bruxelles le 11 däcembre 
1986 afin d'examiner les problemes posäs 
par l'application de la Convention du 3 dä- 
cembre 1976 modifiee präcitäe. 


Le Chef de la däiägation frangaise a, d'or- 
dre de son Gouvernement, exposä aux dä- 
lägations que son Gouvernement est arrivä 
ä la conclusion que le procädä d'injections 
dans le sous-sol alsacien prävu au para- 
graphe 2 de l’article 2 de ladite Convention 
ne pourrait pas ätre mis en oeuvre. 

üne etude complämentaire menee par le 
Gouvernement frangais sur les autres Solu¬ 
tions qui pourraient ätre mises en oeuvre 
pour satisfaire näanmoins l’obligation de rä- 
duire de 20 kg/s d’ions-chlore en moyenne 
annuelle dans une premiäre phase la quan- 
titä de sels räsiduaires rejetäe dans le Rhin, 
a fait apparaitre qu'un moyen possible est 
de Stöcker ä terre les sels räsiduaires. 


Les Chefs de dälägation des autres Gou¬ 
vernements ayant pris note du point de vue 
du Gouvernement frangais ont reconnu que 
l'objectif prävu au paragraphe 2 de l'article 2 
de ladite Convention pourrait ätre räalisä 


De hoofden der delegaties van de Rege¬ 
ringen die Partij zijn bij de Overeenkomst 
nopens de Internationale Commissie ter 
bescherming V6ui de Rijn tegen verontreini¬ 
ging, ondertekend te Bern of 29 april 1963, 

alsmede bij de Overeenkomst inzake de 
bescherming van de Rijn tegen Chloriden, 
ondertekend te Bonn op 3 december 1976 
en gewijzigd door de briefwisseling van 
29 april, 4 en 13 mei 1983, 

zijn op 11 december 1986 te Brussel 
bijeengekomen en hebben de Problemen 
bestudeerd die door de toepassing van de 
bovengenoemde gewijzigde Overeenkomst 
van 3 december 1976 zijn ontstaan. 

Het hoofd van de Franse delegatie heeft, 
in opdracht van zijn Regering, aan de dele¬ 
gaties medegedeeld dat zijn Regering tot de 
conclusie is gekomen dat de methode van 
injectie in de diepe ondergrond van de 
Elzas, zoals bepaald in artikel 2, tweede lid, 
van de genoemde Overeenkomst, niet kan 
worden toegepast. 

Bij een door de Franse Regering uitge- 
voerd aanvullend onderzoek naar andere 
oplossingen die zouden kunnen worden 
toegepast om desondanks te voldoen aan 
de verplichting tot vermindering van de hoe- 
veelheid in de Rijn geloosd afvalzout met 20 
kg/s chloride-ionen gemiddeld per jaar in 
een eerste fase, is gebleken dat het moge- 
lijk is het afvalzout bovengronds op te slaan. 


De hoofden der delegaties van de andere 
Regeringen hebben kennis genomen van 
het standpunt van de Franse Regering en 
erkend dat het in artikel 2, tweede lid, van 
de genoemde Overeenkomst beoogde doel 
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hene Ziel auch durch andere Mittel als 
durch das Einbringungsverfahren erreicht 
werden könnte, vorausgesetzt, daß diese 
Mittel 

- zu einem Ergebnis führen, das demjeni¬ 
gen gleichwertig ist, das durch das Ein¬ 
bringungsverfahren erreicht worden 
wäre, daß also 20 kg/s Chlorid-Ionen 
endgültig vom Rhein ferngehalten wer¬ 
den; 

- keine zusätzlichen Kosten für diese 
Regierungen verursachen; 

- dazu führen, daß die Finanzmittel, die 
der französischen Regierung zur Verfü¬ 
gung gestellt wurden und von einer Ver¬ 
tragspartei noch zur Verfügung zu stellen 
sind, ausschließlich zum Zweck der 
Zurückhaltung der Salzrückstände ver¬ 
wendet werden. 

Unter diesen Bedingungen haben die 
Delegationsleiter die Übereinstimmung 
ihrer jeweiligen Regierungen darüber zum 
Ausdruck gebracht, Artikel 2 Absatz 2 des 
genannten Übereinkommens dahingehend 
auszulegen, daß er nicht ausschließt, daß 

- die französische Regierung, um die 
Ableitungen innerhalb der im Überein¬ 
kommen für die Durchführung der ersten 
Phase festgelegten Fristen verringern zu 
können, das Verfahren anwendet, das 
sie für das geeignetste hält, also im 
wesentlichen die vorläufige Lagerung, 
wie sie es in der Sondersitzung der Dele¬ 
gationsleiter der Regierungen, die Ver¬ 
tragsparteien der Vereinbarung über die 
Internationale Kommission zum Schutze 
des Rheins sind, am 4. November 1986 
in Colmar erläutert hat; 


- die Venwirklichung der vorgesehenen 
Verringerung der Ableitungen sich auf 
jede Ableitung im Rheineinzugsgebiet 
beziehen kann, die aus französischem 
Hoheitsgebiet stammt und in der in 
Anhang 11 genannten Gesamtfracht 
berücksichtigt ist, und nicht nur auf die 
Ableitungen der in Artikel 2 Absatz 2 des 
Übereinkommens genannten Anlage. 


Die hierzu gehörig beauftragten Dele¬ 
gationsleiter haben diese Erklärung am 
11. Dezember 1986 in Brüssel unterzeich¬ 
net. 


par des moyens autres que par le procädä 
d'injections ä condition que ces moyens: 


- menent ä un resultat äquivalent ä celui 
qui aurait ätä räalisä par le procädä d'in¬ 
jections impliquant une retenue däfinitive 
de 20 kg/s d’ions-chlore hors du Rhin; 


- n’entrainent pas des frais addifionnels 
pour ces Gouvernemenfs; 

- menent ä un emploi des moyens finan- 
ciers qui ont ätä mis ä la disposition du 
Gouvernement frangais et qui seront 
encore ä mettre ä la disposition par 
une Partie Contractante, exclusivement 
pour la retenue des sels räsiduaires. 

Sous ces conditions, les Chefs de däle- 
gation ont marquä l'accord de leurs Gouver¬ 
nements respectifs ä ce que l'article 2, para- 
graphe 2, de ladite Convention soit consi- 
dere comme ne faisant pas obstacle ä ce 
que: 


- le Gouvernement frangais mette en Oeu¬ 
vre, pour aboutir ä la reduction des rejets 
dans les däiais fixes par la Convention 
pour la realisation de la prämiere phase, 
le procädä qu’il a jugä le plus appropriä, 
fondä essentiellement sur le stockage 
provisoire, et qu'il a exposä ä la räunion 
exceptionnelle des chefs de däiägation 
des Gouvernements Parties ä l’Accord 
concernant la Commission Internationale 
pour la protection du Rhin contre la 
Pollution, qui s'est därouläe ä Colmar 
le 4 novembre 1986; 


- la mise en ceuvre de la räduction des 
rejets prävue puisse concerner tout rejet 
dans le bassin du Rhin ämanant du terri- 
toire frangais pris en compte dans la 
Charge fötale visäe ä l'Annexe II et non 
pas seulement les rejets de l'installation 
visäe au paragraphe 2 de l'article 2 de 
ladite Convention. 


Les Chefs de däiägation, düment man¬ 
datäs ä cet effet, ont signä la präsente 
däciaration ä Bruxelles, le 11 däcembre 
1986. 


door andere middelen dan door de injectie- 
methode kan worden verwezenlijkt, mits 
deze middelen: 

- tot een resultaat leiden dat gelijkwaardig 
is met dat wat door de injectiemethode, 
d.w.z. een detinitieve terughouding uit 
de Rijn van 20 kg/s chloride-ionen, zou 
worden bereikt; 

- geen extrakosten voor deze Regeringen 
tot gevolg hebben; 

- ertoe leiden dat de gelden die ter 
beschikking van de Franse Regering zijn 
gesteld en nog door een Overeen- 
komstsluitende Partij ter beschikking zul¬ 
len dienen te worden gesteld uitsluitend 
worden besteed ten behoeve van de 
terughouding van afvalzout uit de Rijn. 

Op deze voonwaarden hebben de hoof- 
den van de delegaties uitdrukking gegeven 
aan de overeenstemming van hun regerin¬ 
gen dat artikel 2, tweede lid, van de boven- 
genoemde Overeenkomst zodanig wordt 
opgevat, dat daarin niet wordt uitgesloten 
dat: 

- ten einde een vermindering van de lozin- 
gen te bereiken binnen de in de Over¬ 
eenkomst voor de verwezenlijking van de 
eerste fase vastgestelde termijnen, de 
Franse Regering de naar haar oordeel 
geschiktste methode toepast, die in 
hoofdzaak is gebaseerd op de voorlopige 
opslag en die zij heeft toegelicht in de 
bijzondere bijeenkomst van de hoofden 
der delegaties van de Regeringen die 
Partij zijn bi) de Overeenkomst nopens 
de Internationale Commissie ter 
bescherming van de Rijn tagen veront- 
reiniging, die op 4 november 1986 in 
Colmar heeft plaatsgevonden; 

- de venwezenlijking van de beoogde ver¬ 
mindering van de lozingen betrekking 
kan hebben op elke in het stroomgebied 
van de Rijn plaatsvindende lozing die 
afkomstig is van het Franse grondgebied 
en waarmee rekening is gehouden in de 
in Bijiage II aangegeven totale belasting, 
en niet alleen op de lozingen van de 
installatie, bedoeld in artikel 2, tweede 
lid, van de bovengenoemde Overeen¬ 
komst. 

De hoofden van de delegaties, daartoe 
naar behoren gemachtigd, hebben de 
bovenstaande verklaring op 11 december 
1986 te Brussel ondertekend. 
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Vierundzwanzigste Verordnung 
zur Änderung der Zolitarifverordnung 
(Zollkontingent 1990 für Bananen) 

Vom 30. November 1989 

Auf Grund des § 77 Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe c des Zollgesetzes in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 18. Mai 1970 (BGBl. I S. 529), der durch Artikel 30 des 
Gesetzes vom 24. April 1986 (BGBl. I S. 560) neu gefaßt \worden ist, verordnet 
der Bundesminister der Finanzen im Einvernehmen mit dem Bundesminister für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten; 

Artikel 1 

In der Anlage zu § 1 der Zolltarifverordnung vom 24. September 1986 (BGBl. II 
S. 896), zuletzt geändert durch Artikel 1 der Verordnung vom 23. November 
1989 (BGBl. II S. 937), wird im Abschnitt „Zollkontingente“ die Bestimmung zu 
den Codenummern 0803 00 10 und 0803 00 90 (Bananen usw.) wie aus der 
Anlage ersichtlich gefaßt. 


Artikel 2 

Diese Verordnung gilt nach § 14 des Dritten Überleitungsgesetzes in Ver¬ 
bindung mit § 89 des Zollgesetzes auch im Land Berlin. 

Artikel 3 

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 1990 in Kraft. 

Bonn, den 30. November 1989 

Der Bundesminister der Finanzen 
Waigel 


Anlage 

(zu Artikel 1) 


Codenummer 

Warenbezeichnung 

Zollsatz 

1 

2 

3 

0803 00 10 

Bananen, 483 0001 vom 1. Januar 1990 bis 31. Dezember 1990, zur Verwendung 


0803 00 90 

im Geltungsbereich des Zollgesetzes bestimmt. 

frei 
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Bekanntmachung 
über den Geltungsbereich 

des Internationalen Freibord-Übereinkommens von 1966 
Vom 9. November 1989 

Das Internationale Freibord-Übereinkommen vom 
5. April 1966 (BGBl. 1969 II 8.249; 1977 11 8.164) ist 
nach seinem Artikel 28 Abs. 3 für 

Haiti am 6. Juli 1989 

Tansania, Vereinigte Republik am 28. Mai 1989 

Togo am 19. Oktober 1989 

in Kraft getreten. 

Diese Bekanntmachung ergeht im Anschluß an die 
Bekanntmachung vom 11. Januar 1989 (BGBl. II 8. 101). 


Bonn, den 9. November 1989 


Der Bundesminister des Auswärtigen 
Im Auftrag 
Dr. Oesterhelt 


Bekanntmachung 

über den Geltungsbereich des Abkommens 
über die Internationale Zivilluftfahrt 

Vom 13. November 1989 

Das Abkommen vom 7. Dezember 1944 über die Inter¬ 
nationale Zivilluftfahrt (BGBl. 1956 II 8. 411) ist nach sei¬ 
nem Artikel 92 Buchstabe b für die 

Mongolei am 7. Oktober 1989 

in Kraft getreten. 

Diese Bekanntmachung ergeht im Anschluß an die 
Bekanntmachung vom 28. Juni 1989 (BGBl. II 8. 632). 


Bonn, den 13. November 1989 


Der Bundesminister des Auswärtigen 
Im Auftrag 
Dr. Oesterhelt 
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Bekanntmachung 

der Änderung des deutsch-luxemburgischen Verwaltungsabkommens 
über den Straßenpersonen- und -güterverkehr 

Vom 13. November 1989 


Das Verwaltungsabkommen zwischen dem Bundes¬ 
minister für Verkehr der Bundesrepublik Deutschland und 
dem Verkehrsminister des Großherzogtums Luxemburg 
über den Straßenpersonen- und -güterverkehr vom 
27. September 1982 (BGBl. 1982II S. 951) ist mit Wirkung 
vom 27. Oktober 1989 geändert worden. Die Änderungen 
werden nachstehend veröffentlicht. 


Bonn, den 13. November 1989 


Der Bundesminister für Verkehr 
Im Auftrag 
Burgmann 


Der Bundesminister für Verkehr der Bundesrepublik Deutschland 

und 

der Verkehrsminister des Großherzogtums Luxemburg 

sind in dem Wunsch, das zwischen ihnen geschlossene Verwal¬ 
tungsabkommen über den Straßenpersonen- und -güterverkehr 
vom 27. September 1982 den veränderten rechtlichen Verhältnis¬ 
sen und verkehrspolitischen Entwicklungen anzupassen, überein¬ 
gekommen, dieses Verwaltungsabkommen wie folgt zu ändern: 

1. Der Abschnitt „Personenverkehr“ erhält folgende Fassung: 

„Personenverkehr 

Artikel 1 

(1) Für Linienverkehre mit Kraftomnibussen, die den Vor¬ 
schriften des Artikels 1 und des Artikels 4 Abs. 1 der Verord¬ 
nung Nr. 117/66/EWG des Rates vom 28. Juli 1966 entspre¬ 
chen, gelten die Vorschriften der Verordnungen (EWG) 
Nr. 517/72 des Rates vom 28. Februar 1972 und Nr. 1172/72 
der Kommission vom 26. Mai 1972 in ihrer jeweils gültigen 
Fassung. 

(2) Am Betrieb grenzüberschreitender Linienverkehre sind 
Unternehmer beider Staaten auf der Grundlage einer gerech¬ 
ten Gegenseitigkeit zu beteiligen. 

(3) Auf der Grundlage des Artikels 16 a der Verordnung 
(EWG) Nr. 517/72 kann die zuständige Behörde des Staates, 
in dessen Hoheitsgebiet sich der Sitz des Unternehmers befin¬ 
det, eine einstweilige Erlaubnis für Sonderformen des Linien¬ 
verkehrs mit Kraftomnibussen erteilen, ohne die zuständige 
Behörde des anderen Staates zu beteiligen. Die einstweilige 
Erlaubnis wird mit entsprechender Kennzeichnung auf dem 
Muster nach Anlage 1 der Verordnung (EWG) Nr. 1172/72 
erteilt. 

(4) Absatz 3 gilt entsprechend für die Erneuerung der 
Genehmigung einer Sonderform des Linienverkehrs sowie 
für die Änderung der Fahrpläne, Beförderungsentgelte und 
Betriebsbedingungen einer genehmigten Sonderform des 
Linienverkehrs. 


(5) Auf grenzüberschreitende Linienverkehre mit Fahrzeu¬ 
gen, die nach ihrer Bauart und Ausstattung geeignet und dazu 
bestimmt sind, höchstens 9 Personen (einschließlich Fahrer) 
zu befördern, sind die Absätze 1 bis 4 entsprechend anzuwen¬ 
den. 

Artikel 2 

(1) Zur Durchführung grenzüberschreitender Linienver¬ 
kehre, die nicht der Definition des Artikels 1 der Verordnung 
Nr. 117/66/EWG entsprechen oder bei denen die Vorausset¬ 
zungen des Artikels 4 Abs. 1 dieser Verordnung nicht vorlie¬ 
gen, bedürfen Unternehmer mit Sitz im Hoheitsgebiet des 
einen Staates auch der vorherigen Genehmigung der zustän¬ 
digen Behörde des anderen Staates. Die Genehmigung wird 
nach den innerstaatlichen Rechtsvorschriften beider Staaten 
für die in ihrem Hoheitsgebiet liegende Teilstrecke erteilt. 

(2) Der Antrag auf Einrichtung eines grenzüberschreitenden 
Linienverkehrs nach Absatz 1 ist in der erforderlichen Anzahl 
von Ausfertigungen bei der zuständigen Behörde des Staates 
einzureichen, in dessen Hoheitsgebiet sich der Sitz des Unter¬ 
nehmers befindet. Falls die zuständige Behörde keine Beden¬ 
ken gegen den Antrag hat, übersendet der Bundesminister für 
Verkehr der Bundesrepublik Deutschland beziehungsweise 
der Verkehrsminister des Großherzogtums Luxemburg den 
Antrag, versehen mit einer Stellungnahme, der jeweils ande¬ 
ren Vertragspartei. 

(3) Die Genehmigung wird erst erteilt, wenn zwischen den 
beiden Staaten Einverständnis über die Notwendigkeit und 
Zweckmäßigkeit des beantragten Linienverkehrs besteht. 
Artikel 1 Abs. 2 gilt entsprechend. 

(4) Die erteilte Genehmigung wird unmittelbar dem antrag¬ 
stellenden Unternehmer übersandt. Eine Abschrift erhält der 
Bundesminister für Verkehr der Bundesrepublik Deutschland 
beziehungsweise der Verkehrsminister des Großherzogtums 
Luxemburg. 

(5) Der vorherigen Genehmigung der zuständigen Behör¬ 
den beider Staaten bedürfen die vorübergehende oder dau¬ 
ernde Einschränkung oder Einstellung des Linienverkehrs 
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sowie die Festsetzung oder Änderung von Fahrplänen. Beför¬ 
derungsentgelten und -bedingungen. 

Artikel 3 

(1) Für Pendelverkehre mit Kraftomnibussen, die den Vor¬ 
schriften des Artikels 2 und des Artikels 4 Abs. 1 der Verord¬ 
nung Nr. 117/66/E\WG entsprechen, gelten die Verordnungen 
(EWG) Nr. 516772 des Rates vom 28. Februar 1972 und 
Nr. 1172/72 der Kommission in ihrer jeweils gültigen Fassung. 

(2) Bei Pendelverkehren, bei denen die Voraussetzungen 
des Artikels 5 der Verordnung (EWG) Nr. 516/72 vorliegen, 
kann die zuständige Behörde des Staates, in dessen Hoheits¬ 
gebiet sich der Sitz des Unternehmers befindet, die Genehmi¬ 
gung erteilen, ohne die zuständige Behörde des anderen 
Staates zu beteiligen. Dies gilt auch für die Genehmigung von 
Ausnahmen nach Artikel 9 Abs. 1 und 2 sowie nach Artikel 10 
Abs. 1 und 2 der Verordnung (EWG) Nr. 516/72. 

(3) Artikel 16 Abs. 2 der Verordnung (EWG) Nr. 516/72 
findet in Fällen, in denen eine Genehmigung nach Absatz 2 
erteilt wird, keine Anwendung. 

(4) Auf grenzüberschreitende Pendelverkehre mit Fahrzeu¬ 
gen, die nach ihrer Bauart und Ausstattung geeignet und dazu 
bestimmt sind, höchstens 9 Personen (einschließlich Fahrer) 
zu befördern, sind die Absätze 1 bis 3 entsprechend anzu¬ 
wenden. 

Artikel 4 

(1) Zur Durchführung grenzüberschreitender Pendelver¬ 
kehre, die nicht der Definition des Artikels 2 der Verordnung 
Nr. 117/66/EWG entsprechen oder bei denen die Vorausset¬ 
zungen des Artikels 4 Abs. 1 dieser Verordnung nicht vorlie¬ 
gen, bedürfen Unternehmer mit Sitz im Hoheitsgebiet des 
einen Staates der vorherigen Genehmigung der zuständigen 
Behörde des anderen Staates, sofern in Absatz 2 nichts 
anderes bestimmt ist. Die Genehmigung wird nach den inner¬ 
staatlichen Rechtsvorschriften dieses Staates erteilt. 

(2) Bei Pendelverkehren mit Unterkunft in Staaten, die nicht 
den Europäischen Gemeinschaften angehören, im Transit 
durch das Hoheitsgebiet der Bundesrepublik Deutschland 
oder des Großherzogtums Luxemburg erteilt die zuständige 
Behörde der Bundesrepublik Deutschland beziehungsweise 
der Verkehrsminister des Großherzogtums Luxemburg die 
Genehmigung für die im Hoheitsgebiet beider Staaten liegen¬ 
den Teilstrecken, ohne den anderen Staat zu beteiligen. Der 
Antrag soll dem Muster der Anlage 5 der Verordnung (EWG) 
Nr. 1172/72 entsprechen und ist als Antrag auf Genehmigung 
eines sonstigen Pendelverkehrs mit Unterkunft (Pendel¬ 
verkehr in Nicht-EWG-Staaten) zu kennzeichnen. Er ist bei 
der zuständigen Behörde des Staates, in dessen Hoheits¬ 
gebiet sich der Sitz des Unternehmers befindet, einzureichen. 
Diese Behörde erteilt die Genehmigung auf dem Muster der 
Anlage 4 zur Verordnung (EWG) Nr. 1172/72, wobei in der 
Überschrift die Worte „mit Kraftomnibussen zwischen den 
Mitgliedstaaten, erteilt auf Grund der Verordnung (EWG) 
Nr. 516/72 des Rates vom 28. Februar 1972“ gestrichen wer¬ 
den und auf Seite 3 der Genehmigungsurkunde folgender 
Zusatz eingefügt wird; 

„2. a. Diese Genehmigung berechtigt auch zum Transit durch 
das Hoheitsgebiet der Bundesrepublik Deutschland/ 
des Großherzogtums Luxemburg." 

Artikel 16 Abs. 2 der Verordnung (EWG) Nr. 516/72 ist ent¬ 
sprechend anzuwenden. 

Artikel 5 

(1) Für Gelegenheitsverkehre mit Kraftomnibussen in oder 
durch das Hoheitsgebiet des anderen Staates bedürfen Unter¬ 
nehmer, die ihren Sitz in der Bundesrepublik Deutschland 
oder im Großherzogtum Luxemburg haben, keiner Genehmi¬ 
gung des jeweils anderen Staates, sofern die Voraussetzun¬ 
gen 


- der Artikel 3, 4 und 5 Abs. 1 und 2 der Verordnung 
Nr. 117/66/EWG in Verbindung mit der Verordnung (EWG) 
Nr. 1016/68 der Kommission vom 9. Juli 1968 in ihrer 
jeweils gültigen Fassung 

oder 

- des Übereinkommens vom 26. Mai 1982 über die Perso¬ 
nenbeförderung im grenzüberschreitenden Gelegenheits¬ 
verkehr mit Kraftomnibussen (ASOR) 

erfüllt sind. 

(2) ünter Punkt 6 des Kontrolldokumentes/Fahrtenblattes 
kann anstelle der namentlich ausgefüllten Liste der Fahrgäste 
die Zahl der Fahrgäste angegeben werden. 

(3) Zubringerverkehre zu genehmigten Pendelverkehren mit 
Ausgangsort im Hoheitsgebiet des jeweils anderen Staates 
bedürfen keiner Genehmigung dieses Staates. Sie können als 
Gelegenheitsverkehre nach der Verordnung Nr. 117/66/EWG 
beziehungsweise nach ASOR mit einem Kontrolldokument/ 
Fahrtenblatt durchgeführt werden, wobei als Art des Verkehrs¬ 
dienstes Feld D unter Hinweis aut diese Bestimmung anzu¬ 
kreuzen ist. Anstelle der namentlich ausgefülllen Listen der 
Fahrgäste für die Hin- und Rückfahrt kann unter Punkt 6 
des Kontrolldokumentes/Fahrtenblattes, jeweils gesondert für 
die Hin- und Rückfahrt, die Zahl der Fahrgäste angegeben 
werden. 

(4) Zur Durchführung grenzüberschreitender Gelegenheits¬ 
verkehre, die nicht unter die Absätze 1 und 3 fallen, bedürfen 
Unternehmer mit Sitz im Hoheitsgebiet des einen Staates der 
vorherigen Genehmigung der zuständigen Behörde des ande¬ 
ren Staates. Der Antrag ist von deutschen Unternehmern an 
den Verkehrsminister des Großherzogtums Luxemburg, von 
luxemburgischen Unternehmern an den Bundesminister für 
Verkehr der Bundesrepublik Deutschland zu richten. Die Ent¬ 
scheidung ist dem antragstellenden Unternehmer sowie dem 
Verkehrsministerium des jeweils anderen Staates mitzuteilen. 
Antrags- und Genehmigungsformulare werden die beiden 
Verkehrsministerien erforderlichenfalls vereinbaren. 


Artikel 6 

(1) Unternehmer des Taxenverkehrs mit Sitz in der Bundes¬ 
republik Deutschland oder im Großherzogtum Luxemburg 
dürfen ohne besondere Genehmigung folgende grenzüber¬ 
schreitende Verkehre mit Taxen durchführen: 

a) Rundfahrten mit geschlossenen Türen, d. h. ein Verkehr, 
der in dem Staat beginnt und endet, in dem das Taxi 
zugelassen ist, und mit dem aut der gesamten Fahrt¬ 
strecke die gleichen Fahrgäste befördert werden; 

b) Verkehre, bei denen die Hinfahrt mit Fahrgästen und die 
Rückfahrt in den Staat, in dem das Taxi zugelassen ist, als 
Leerfahrt erfolgt. 

(2) Ohne besondere Genehmigung nach Artikel 6 a und vor¬ 
behaltlich des Satzes 2 ist die Durchführung folgender grenz¬ 
überschreitender Verkehre nicht zulässig; 

a) Verkehre, bei denen die Hinfahrt leer erfolgt, um auf der 
Rückfahrt in den Staat, in dem das Taxi zugelassen ist, 
einen oder mehrere Fahrgäste aufzunehmen und zu 
befördern; 

b) Verkehre, bei denen auf der Rückfahrt in den Staat, in dem 
das Taxi zugelassen ist, andere Fahrgäste befördert wer¬ 
den als auf der Hinfahrt. 

Diese Verbote gelten nicht für Unternehmen, die ihren Sitz 
innerhalb einer Zone von 20 Kilometern beiderseits der 
Grenze haben, wenn 

- die Beförderung vor dem Zeitpunkt des Grenzübertritts ver¬ 
einbart worden ist oder 

- die Beförderung innerhalb einer Zone von 20 Kilometern 
beiderseits der Grenze durchgeführt wird, und dabei die 
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Fahrgäste nicht im Hoheitsgebiet des anderen Staates 
abgesetzt werden. 

(3) Bei Verkehren nach den Absätzen 1 und 2 ist die 
Urkunde (oder eine beglaubigte Abschrift), mit der das Taxi 
zum Taxenverkehr im Hoheitsgebiet des jeweils anderen 
Staates zugelassen ist, im Fahrzeug mitzuführen. Artikel 15 
gilt entsprechend. 

Artikel 6 a 

Die Beförderung von Fahrgästen zwischen zwei Orten im 
Hoheitsgebiet des einen Staates durch Unternehmer mit 
Sitz im Hoheitsgebiet des anderen Staates ist unzulässig. 
Die zuständige Behörde des Staates, in dem die Fahrgäste 
befördert werden sollen, kann auf Antrag eine Genehmigung 
erteilen.“ 

2. Artikel 15 erhält folgende Fassung: 

„Die nach diesem Venwaltungsabkommen erforderlichen 
Genehmigungen, Kontrolldokumente, Fahrtenblätter oder 
sonstigen Unterlagen sind vom Fahrpersonal bei allen Fahrten 


im Fahrzeug mitzuführen und den Übenwachungsbehörden 
auf Verlangen vorzuweisen.“ 

3. Artikel 17 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird nach Buchstabe b) folgender Buchstabe c) 
eingefügt: 

„c) Vorübergehender Ausschluß vom Verkehr. 

Diese Maßnahme kann auch unmittelbar von dem 
Staat ergriffen werden, in dem die Zuwiderhandlung 
begangen worden ist, sofern dem Unternehmer aus 
Anlaß einer früheren Zuwiderhandlung zusammen mit 
einem Hinweis gemäß Buchstabe a) die Möglichkeit 
eines vorübergehenden Ausschlusses vom Verkehr 
im Falle einer weiteren Zuwiderhandlung angekündigt 
worden ist.“ 

b) In Absatz 3 wird das Wort „gesetzmäßigen“ gestrichen. 

Die in den Ziffern 1. bis 3. enthaltenen Änderungen treten am 
Tage nach der Unterzeichnung dieser Vereinbarung in Kraft. 


Geschehen zu Bonn am 26. Oktober 1989 in zwei Urschriften. 


Für den Bundesminister für Verkehr 
der Bundesrepublik Deutschland 
Nau 


Für den Verkehrsminister 
des Großherzogtums Luxemburg 
Kesseler 


Bekanntmachung 

über den Geltungsbereich des Protokolls 
über den verbindlichen dreisprachigen Wortlaut des Abkommens 
über die Internationale Zivilluftfahrt 

Vom 13. November 1989 


Das Protokoll vom 24. September 1968 über den ver¬ 
bindlichen dreisprachigen Wortlaut des Abkommens vom 
7. Dezember 1944 über die Internationale Zivilluftfahrt 
(BGBl. 1971 II S. 984) ist nach seinem Artikel V für die 

Mongolei am 7. Oktober 1989 

in Kraft getreten; es ist ferner nach seinem Artikel IV Abs. 2 
für 

Zypern am 2. Juli 1989 

in Kraft getreten. 

Diese Bekanntmachung ergeht im Anschluß an die 
Bekanntmachung vom 28. Juni 1989 (BGBl. II S. 632). 


Bonn, den 13. November 1989 


Der Bundesminister des Auswärtigen 
Im Auftrag 
Dr. Oesterhelt 
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Bekanntmachung 

der deutsch-portugiesischen Vereinbarung 
über die Beziehungen auf dem Gebiet des Films 

Vom 13. November 1989 

Die in Lissabon am 29. April 1988 Unterzeichnete Ver¬ 
einbarung zwischen der Regierung der Bundesrepublik 
Deutschland und der Regierung der Portugiesischen 
Republik über die Beziehungen auf dem Gebiet des Films 
wird nach ihrem Artikel 15 

am 17. November 1989 

in Kraft treten; sie wird nachstehend veröffentlicht. 


Bonn, den 13. November 1989 

Der Bundesminister für Wirtschaft 
Im Auftrag 
Dr. Dehmel 


Vereinbarung 

zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
und der Regierung der Portugiesischen Republik 
über die Beziehungen auf dem Gebiet des Films 


Die Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
und 

die Regierung der Portugiesischen Republik - 

im Bestreben, die Zusammenarbeit auf dem Gebiet des Films 
zu fördern, 

im Wunsch, die Gemeinschaftsproduktion von Filmen, die dem 
Filmschaffen beider Länder förderlich sein können, zu begün¬ 
stigen - 

sind wie folgt übereingekommen: 


Gemeinschaftsproduktion 

Artikel 1 

Die Vertragsparteien werden Filme, die zwischen Produzenten 
beider Vertragsparteien in Gemeinschaftsproduktion hergestellt 
werden, im Rahmen des jeweils geltenden innerstaatlichen 
Rechts nach den Bestimmungen dieser Vereinbarung behandeln. 

Artikel 2 

(1) Filme, die im Rahmen dieser Vereinbarung in Gemein¬ 
schaftsproduktion hergestellf worden sind, werden als Inländische 
Filme angesehen. 

(2) Beihilfen und sonstige finanzielle Vorteile, die im Hoheits¬ 
gebiet einer Vertragspartei gewährt werden, erhält der Hersteller 
nach dem Recht dieser Vertragspartei. 


(3) Gemeinschaftsproduktionen, auf die diese Vereinbarung 
Anwendung finden soll, bedürfen vor Drehbeginn der Anerken¬ 
nung durch die zuständigen Behörden beider Vertragsparteien 
im gegenseitigen Einvernehmen. Die zuständige Behörde in der 
Bundesrepublik Deutschland ist das Bundesamt für Wirtschaft, in 
Portugal das Institute Portuguäs do Cinema. 

(4) Die Anerkennung gilt vorbehaltlich der entsprechenden 
Realisierung des Gemeinschaftsproduktions-Vorhabens. 


Artikel 3 

Die für eine Gemeinschaftsproduktion vorgesehenen Vergün¬ 
stigungen werden Produzenten gewährt, die über eine gute tech¬ 
nische und finanzielle Organisation sowie über ausreichende 
Berufsqualifikation verfügen. 


Artikel 4 

(1) Die Beteiligung der Gemeinschaftsproduzenten setzt sich 
aus finanziellen, künstlerischen und technischen Beiträgen 
zusammen. Der künstlerische und technische Beitrag jedes 
Gemeinschaftsproduzenten entspricht seinem finanziellen Bei¬ 
trag. 

(2) Die Mindestbeteiligung des Minderheitsproduzenten an den 
Herstellungskosten des Films beträgt in der Regel 30%. 

(3) Im Ausnahmefall kann eine finanzielle Mindestbeteiligung 
von 20% zugelassen werden, wenn der Film von besonderer 
Bedeutung für die beiden Länder ist und die Produktionskosten 
überdurchschnittlich hoch sind. 
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Artikel 5 

(1) Die an der Herstellung des Films Beteiligten müssen, was 
die Bundesrepublik Deutschland betrifft, deutsche Staatsangehö¬ 
rige sein oder dem deutschen Kulturbereich angehören und ihren 
ständigen Wohnsitz in der Bundesrepublik Deutschland haben; 
was die Portugiesische Republik anbetrifft, müssen sie die portu¬ 
giesische Nationalität beziehungsweise die Niederlassungsbewil¬ 
ligung in der Portugiesischen Republik besitzen. Können Perso¬ 
nen nach diesen Bestimmungen beiden Staaten zugerechnet 
werden, so haben sich die Gemeinschaftsproduzenten über die 
Zuordnung zu einigen. Kommt es zu keiner Einigung, so werden 
diese Personen dem Staat jenes Gemeinschaftsproduzenten 
zugeordnet, der sie vertraglich verpflichtet. 

(2) Die künstlerische und technische Beteiligung des Minder¬ 
heitsproduzenten besteht wenigstens in einem Drehbuchautor 
oder Dialogbearbeiter, einem Regieassistenten oder einer ande¬ 
ren wesentlichen künstlerischen oder technischen Stabkraft sowie 
in einem Darsteller in einer Hauptrolle und einer wichtigen Rolle 
oder zwei Darstellern in wichtigen Rollen und einem Darsteller in 
einer Nebenrolle, die Angehörige des Staates der finanziellen 
Minderheitsbeteiligung sind. Stellt der Minderheitsproduzent den 
Regisseur, so reicht im übrigen ein Darsteller in einer wichtigen 
Rolle seitens des Staates der Minderheitsbeteiligung aus. 

(3) Die Mitwirkung von Darstellern und Autoren, die nicht die 
Voraussetzung des Absatzes 1 erfüllen, kann ausnahmsweise 
und unter Berücksichtigung der Anforderungen des Films im 
Einvernehmen der zuständigen Behörden beider Vertragspar¬ 
teien zugelassen werden. 

(4) Sofern die technischen Voraussetzungen gegeben sind, 
werden Kopienwerksarbeiten, Tonverarbeitung (Mischung, Syn¬ 
chronisation usw.) im Geltungsbereich dieser Vereinbarung aus¬ 
geführt. Bei Außenaufnahmen in Drittländern können der entspre¬ 
chende Teil des Negativs dort entwickelt und davon Muster gezo¬ 
gen werden. Ein Ausgleich in der Benutzung der technischen 
Mittel der Vertragsparteien ist anzustreben. 

(5) Sofern die technischen Voraussetzungen gegeben sind, 
sollen Atelieraufnahmen In Ateliers durchgeführt werden, die im 
Geltungsbereich dieser Vereinbarung liegen. 

(6) a) Jeder Hersteller wird Miteigentümer des Originalnega¬ 

tivs (Bild und Ton), hat zu ihm freien Zugang und 
Anspruch auf ein Intemegativ in der Fassung seiner 
eigenen Sprache. Das Ziehen eines Intemegativs für 
eine andere Sprache als die der Vertragsparteien bedarf 
des Einvernehmens beider Hersteller. 

b) Von der Endfassung des Films wird eine Original- oder 
Synchronfassung in deutscher oder in portugiesischer 
Sprache hergestellt, soweit dies nach dem Drehbuch 
erforderlich ist. 

Artikel 6 

(1) Die Einnahmen werden in der Regel entsprechend der 
finanziellen Beteiligung eines jeden Gemeinschaftsproduzenten 
aufgesteilt. Das kann u. a. durch Abgrenzung der Auswertungs¬ 
gebiete und -bereiche geschehen. Die Marktgrößen der Vertrags¬ 
parteien sind zu berücksichtigen. 

(2) Die Gemeinschaftsproduzenten regeln einvemehmlich den 
Weltvertrieb. 

(3) In der Regel wird ein in Gemeinschaftsproduktion hergestell¬ 
ter Film auf Filmfestspielen als Beitrag des Mehrheitsproduzenten 
oder desjenigen Produzenten vorgeführt, der den Regisseur stellt, 
ln beiderseitigem Einvernehmen kann der Film auch als Beitrag 
beider Hersteller zur Vorführung gelangen. 


Artikel 7 

Titelvor- beziehungsweise -nachspann und wichtiges Werbe¬ 
material der Gemeinschaftsproduktion müssen den Hinweis ent¬ 
halten, daß es sich um eine Gemeinschaftsp)roduktion beider Ver¬ 
tragsparteien handelt. 


Artikel 8 

(1) Die zuständigen Behörden erkennen im Rahmen dieser 
Vereinbarung Filme als Gemeinschaftsproduktion an, die herge¬ 
stellt worden sind von Produzenten der Bundesrepublik Deutsch¬ 
land, der Portugiesischen Republik und Drittstaaten, mit welchen 
die eine oder die andere Vertragspartei Vereinbarungen über 
Gemeinschaftsproduktionen geschlossen hat. 

(2) Die Bestimmungen des Artikels 4 Absatz 1 und des Arti¬ 
kels 5 Absätze 1 und 2 gelten für Gemeinschaftsproduktionen im 
Sinne des Absatzes 1 dieses Artikels, jedoch ist eine Beteiligung 
des Minderheitsproduzenten an den Herstellungskosten in Höhe 
von 20 % ausreichend. Die übrigen Bestimmungen des Artikels 5 
gelten sinngemäß. 

Artikel 9 

Im Rahmen des jeweils geltenden innerstaatlichen Rechts 
erleichtert jede Vertragspartei für anerkannte Gemeinschafts¬ 
produktionen 

a) die Einreise und den zeitweiligen Aufenthalt des technischen 
und künstlerischen Personals der anderen Vertragspartei In 
ihrem Hoheitsgebiet; 

b) die Ein- und Ausfuhr von technischem und anderem Dreh¬ 
material von Produzenten der anderen Vertragspartei in ihr 
beziehungsweise auf ihrem Hoheitsgebiet. 

Artikel 10 

Der Antrag auf Anerkennung einer Gemeinschaftsproduktion ist 
unter Berücksichtigung der in der Anlage zu dieser Vereinbarung 
enthaltenen Durchführungsbestimmungen bei den jeweils zustän¬ 
digen Behörden zu stellen. 

Artikel 11 

Die zuständigen Behörden unterrichten sich regelmäßig über 
Fragen im Zusammenhang mit der Erteilung, Ablehnung, Ände¬ 
rung oder Rücknahme von Anerkennungen für die Gemein¬ 
schaftsproduktionen. 

Filmaustausch 

Artikel 12 

Die Vertragsparteien bekräftigen ihren Willen, in jedem der 
beiden Länder die Verbreitung und Auswertung der Rlme der 
jeweils anderen Vertragspartei im Rahmen ihrer Möglichkeiten zu 
unterstützen. 


Allgemeirte Bestimmungen 

Artikel 13 

(1) Es wird eine gemischte Kommission aus Vertretern der 
Regierungen und der betroffenen Fachkreise der beiden Ver¬ 
tragsparteien eingesetzt, um die Anwendung dieser Vereinbarung 
zu überprüfen und gegebenenfalls Ändeningen vorzuschlagen. 
Sie kann auch Vorschläge erörtern, die die weitere Zusammen¬ 
arbeit auf dem Gebiet des Films fördern. 

(2) Während der Laufzeit dieser Vereinbarung tritt die Kommis¬ 
sion in der Regel alle drei Jahre zusammen, und zwar abwech¬ 
selnd in der Bundesrepublik Deutschland und in der Portugiesi¬ 
schen Republik; sie kann ferner auf Antrag einer der Vertragspar¬ 
teien einberufen werden, insbesondere bei wichtigen Änderungen 
der für den Film geltenden Rechts- und Verwaltungsvorschriften. 

Ärtikel 14 

Diese Vereinbarung gilt auch für das Land Berlin, sofern nicht 
die Regierung der Bundesrepublik Deutschland gegenüber der 
Regierung der Portugiesischen Republik innerhalb von drei Mona- 
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ten nach Inkrafttreten der Vereinbarung eine gegenteilige Erklä¬ 
rung abgibt. 

Artikel 15 

(1) Die beiden Vertragsparteien notifizieren sich gegenseitig 
den Abschluß der verfassungsmäßigen Verfahren, die für das 
Inkrafttreten dieser Vereinbarung vorgeschrieben sind. Sie tritt 30 
Tage nach dem Datum des Eingangs der letzten Notifikation in 


Kraft. Die Vereinbarung wird vom Tage ihrer Unterzeichnung an 
vorläufig angewendet. 

(2) Diese Vereinbarung wird für die Dauer von drei Jahren ab 
Datum des Inkrafttretens geschlossen. Die Gültigkeit verlängert 
sich stillschweigend jeweils um weitere drei Jahre, sofern die 
Vereinbarung nicht von einer der Vertragsparteien drei Monate 
vor Ablauf dieser Frist schriftlich gekündigt wird. 


Geschehen zu Lissabon am 29. April 1988 in zwei Urschriften, 
jede in deutscher und portugiesischer Sprache. 


Für die Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
Poensgen 

Für die Regierung der Portugiesischen Republik 
Luis Salgado de Matos 


Anlage 

gemäß Artikel 10 


Durchführungsbestimmungen 

Die Produzenten der beiden Vertragsparteien müssen, 
um in den Genuß der Bestimmungen der Vereinbarung zu 
gelangen, vier Wochen vor Beginn der Dreharbeiten den 
Antrag auf Genehmigung der Gemeinschaftsproduktion an 
ihre jeweilige Behörde richten. 

Diesem Antrag sind insbesondere folgende Unterlagen 
beizufügen: 

- ein detailliertes Drehbuch oder ein anderes Manuskript, 
das über den geplanten Stoff und seine Gestaltung 
ausreichend Aufschluß gibt; 

- die Stab- und Besetzungslisten mit Kennzeichnung der 
Tätigkeiten beziehungsweise Rollen und der Staatsan¬ 
gehörigkeit der Mitwirkenden; 

- ein Nachweis über den Erwerb oder den möglichen 
Erwerb der Autorenrechte; 

- der vorbehaltlich der Zustimmung durch die Behörden 
abgeschlossene Gemeinschafts-Produktionsvertrag 
zwischen den Gemeinschaftsproduzenten; 

- die Regelung über die jeweilige Beteiligung der beiden 
Hersteller an etwaigen Mehrkosten. Die Beteiligung ent¬ 
spricht grundsätzlich dem jeweiligen finanziellen Bei¬ 
trag, jedoch kann die Beteiligung des Minderheitsprodu¬ 
zenten auf einen geringeren Prozent-Satz oder einen 
bestimmten Betrag beschränkt werden; 

- der Kostenvoranschlag und ein detaillierter Finanzie¬ 
rungsplan; 


- eine Übersicht über den technischen Beitrag der beiden 

Vertragsparteien; 

- ein Arbeitsplan mit Angabe der voraussichtlichen Dreh¬ 
orte für die Herstellung des Films. 

Die Behörden können darüber hinaus für die Beurteilung 
des Vorhabens notwendige Unterlagen und Erläuterungen 
anfordern. 

Die Behörden der Vertragspartei mit finanzieller Minder- 
heitsbeteiligung kann ihre Zustimmung erst erteilen, nach¬ 
dem sie die entsprechende Stellungnahme der Behörde 
der Vertragspartei mit finanzieller Mehrheitsbeteiligung 
erhalten hat. Die für die Vertragspartei des Mehrheitspro¬ 
duzenten zuständige Behörde teilt ihren Entscheidungs¬ 
vorschlag grundsätzlich innerhalb von zwanzig Tagen, 
gerechnet von der Einrichtung der vollständigen Unter¬ 
lagen, der zuständigen Behörde der Vertragspartei des 
Minderheitsproduzenten mit. Diese soll ihrerseits ihre Stel¬ 
lungnahme grundsätzlich innerhalb der folgenden sieben 
Tage übermitteln. 

Nachträgliche Änderungen des Gemeinschaftsproduk¬ 
tionsvertrages sind den zuständigen Behörden unverzüg¬ 
lich zur Zustimmung vorzulegen. 

Die Anerkennung kann mit Bedingungen und Auflagen 
versehen werden, die sicherstellen, daß die Bestimmun¬ 
gen der Vereinbarung eingehalten werden. 
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Bekanntmachung 

über den Geltungsbereich des Zollübereinkommens 
über die vorübergehende Einfuhr von Lehrmaterial 

Vom 15. November 1989 


Das Zollübereinkommen vom 8. Juni 1970 über die 
vorübergehende Einfuhr von Lehrmaterial (BGBl. 1971 II 
S. 1101) ist nach seinem Artikel 18 Abs. 2 für folgende 
weitere Staaten in Kraft getreten: 

Korea, Republik am 18. September 1982 

Niederlande am 6. September 1986 

(für das Königreich in Europa, 
die Niederländischen 
Antillen und Aruba) 

Uganda am 11. Oktober 1989 

Diese Bekanntmachung ergeht im Anschluß an die 
Bekanntmachung vom 6. Mai 1987 (BGBl. II S. 288) 


Bonn, den 15. November 1989 


Der Bundesminister des Auswärtigen 
Im Auftrag 
Dr. Oesterhelt 


Bekanntmachung 

über den Geltungsbereich des Protokolls Nr. 4 
zur Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreihelten 

Vom 20. November 1989 

Das Protokoll Nr. 4 vom 16. September 1963 zur Konvention zum Schutze der 
Menschenrechte und Grundfreiheiten, durch das gewisse Rechte und Freiheiten 
gewährleistet werden, die nicht bereits in der Konvention oder im ersten Zusatz¬ 
protokoll enthalten sind (BGBl. 1968II S. 422), ist nach seinem Artikel 7 Abs. 1 für 

Zypern am 3. Oktober 1989 

in Kraft getreten. 

Zypern hat bei Hinterlegung der Ratifikationsurkunde die folgende Erklärung 
abgegeben. 


(Übersetzung) 

„Die Regierung der Republik Zypern ver¬ 
tritt den Standpunkt, daß bei richtiger Aus¬ 
legung Artikel 4 des Protokolls keine An- 


“The Government of the Republlc of Cy- 
prus adopts the Position that, according to a 
proper Interpretation of the provisions of 
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Article 4 of the Protocol, they are not applic¬ 
able to aliens unlawfully in the Republic of 
Cyprus as a result of the Situation created 
by the continuing Invasion and military oc- 
cupation of part of the territory of the Repub¬ 
lic of Cyprus by Turkey.” 


Wendung findet auf Ausländer, die sich in¬ 
folge der durch die fortdauernde Invasion 
und militärische Besetzung eines Teiles des 
Hoheitsgebiets der Republik Zypern durch 
die Türkei geschaffenen Lage unrecht¬ 
mäßig in der Republik Zypern aufhalten.'' 


Diese Bekanntmachung ergeht im Anschluß an die Bekanntmachungen vom 
10. September 1982 (BGBl. II S. 860) und vom 20. Juni 1989 (BGBl. II S. 619). 


Bonn, den 20. November 1989 


Der Bundesminister des Auswärtigen 
Im Auftrag 
Dr. Oesterhelt 


Bekanntmachung 

über den Geltungsbereich des Übereinkommens 
über die politischen Rechte der Frau 

Vom 23. November 1989 

Das Übereinkommen vom 31. März 1953 über die politi¬ 
schen Rechte der Frau (BGBl. 1969 II S. 1929; 1970 II 
S. 46) ist nach seinem Artikel VI Abs. 2 für die 

Libysch-Arabische Dschamahirija am 14. August 1989 
in Kraft getreten. 

Unter Bezugnahme auf ihre bei Hinterlegung der Ratifi¬ 
kationsurkunden im Jahre 1954 gemachten Vorbehalte 
(vgl. die Bekanntmachung vom 11. Januar 1972 / BGBl. II 
S. 17) haben die Sowjetunion am 8. März 1989, 
Weißrußland am 19. April 1989 und die Ukraine am 
20. April 1989 dem Generalsekretär der Vereinten Natio¬ 
nen die Rücknahme ihrer Vorbehalte zu Artikel IX des 
Übereinkommens notifiziert. 

Diese Bekanntmachung ergeht im Anschluß an die 
Bekanntmachungen vom 11. Januar 1972 (BGBl. II S. 17) 
und vom 11, Juli 1989 (BGBl. II S. 663). 


Bonn, den 23. November 1989 


Der Bundesminister des Auswärtigen 
Im Auftrag 
Dr. Oesterhelt 
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Bekanntmachung 

über den Geltungsbereich des Wiener Übereinkommens 
zum Schutz der Ozonschicht 

Vom 24. November 1989 


Das Übereinkommen vom 22. März 1985 zum Schutz der Ozonschicht 
(BGBl. 1988 II S. 901) ist nach seinem Artikel 17 Abs. 3 für 


Ghana 

am 

22. Oktober 1989 

Thailand 

am 

5. Oktober 1989 

Kraft getreten; es wird in Kraft treten für 

China 

am 

10. Dezember 1989 

Island 

am 

27. November 1989 

Kamerun 

am 

28. November 1989 

Malaysia 

am 

27. November 1989 

Trinidad und Tobago 

am 

26. November 1989 


II. 

Die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft hat dem Generalsekre¬ 
tär der Vereinten Nationen am 23. Mai 1989 unter Bezugnahme auf Artikel 11 
Abs. 3 des Übereinkommens folgendes notifiziert; 


"1. On behalf of the European Economic 
Community, it is hereby declared that the 
said Community can accept arbitration as a 
means of dispute Settlement within the 
terms of the Vienna Convention for the Pro¬ 
tection of the Ozone Layer. 

It cannot accept Submission of any 
dispute to the International Court of 
Justice.” 


(Übersetzung) 

„1.1m Namen der Europäischen Wirt¬ 
schaftsgemeinschaft wird hiermit erklärt, 
daß die Gemeinschaft ein Schiedsverfahren 
als Mittel der Streitbeilegung im Sinne des 
Wiener Übereinkommens zum Schutz der 
Ozonschicht anerkennen kann. 

Die Vorlage einer Streitigkeit an den 
Internationalen Gerichtshof kann sie nicht 
anerkennen.“ 


Diese Bekanntmachung ergeht im Anschluß an die Bekanntmachungen vom 
25. Januar 1989 (BGBl. II S. 160) und vom 22. September 1989 (BGBl. II 
S. 799). 


Bonn, den 24. November 1989 


Der Bundesminister des Auswärtigen 
Im Auftrag 
Dr. Oesterhelt 
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Bekanntmachung 

über den Geltungsbereich des Übereinkommens 
über einen Verhaltenskodex für Linienkonferenzen 

Vom 27. November 1989 

Das Übereinkommen vom 6. April 1974 über einen Verhaltenskodex für Linien¬ 
konferenzen (BGBl. 1983 II S. 62) wird nach seinem Artikel 49 Abs. 2 für 
folgenden weiteren Staat in Kraft treten: 

Italien am 30. November 1989 

nach Maßgabe der nachstehenden Vorbehalte und Erklärungen: 


"A) Reservation: 

1. In application of the Code of Conduct, the concept of a 
"national shipping line“ may, in the case of a member State of the 
European Community, include all shipping Companies established 
on the territory of that member State in accordance with the treaty 
setting up the European Economic Community. 

2. (a) Without prejudice to the text of paragraph (b) of this 
reservation, article 2 of the code of conduct shall not be applied in 
trade carried by a Conference between the member States of the 
Community and, on a reciprocal basis, between those States and 
the other OECD countries parties to the Code, 

(b) The text of paragraph (a) shall not affect the opportunities 
for shipping lines of developing countries, as third-country ship¬ 
ping lines, to take part in such trade in accordance with the 
principles set out in article 2 of the Code, provided they have been 
recognized as national shipping lines under the terms of the Code 
and: 

(i) are already members of a Conference carrying such trade, 
or 

(ii) have been accepted for membership of such a Conference 
under the provisions of article 1 (3) of the Code. 


3. Article 3 and article 14 (9) of the Code of Conduct shall not be 
applied in trade carried out by a Conference between the member 
States of the Community and, on a reciprocal basis, between 
those countries and the other OECD countries parties to the 
Code. 

4. In any trade to which article 3 of the Code of Conduct applies, 
the last sentence of the article is taken to mean that: 

(a) The two groups of national shipping lines shall co-ordinate 
their positions betöre voting on matters reiating to trade between 
their two countries; 

(b) The sentence shall be applied solely to matters definded in 
a Conference agreement as requiring the consent of the two 
groups of national shipping lines concerned and not to all matters 
covered by the Conference agreement. 


(Übersetzung) 

„A) Vorbehalt; 

1. Für die Zwecke des Verhaltenskodex kann der Begriff „natio¬ 
nale Linienreederei“ im Fall eines Mitgliedstaates der Europäi¬ 
schen Gemeinschaft alle nach Maßgabe des Vertrags zur Grün¬ 
dung der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft im Hoheits¬ 
gebiet dieses Mitgliedstaats niedergelassenen Reedereien 
umfassen. 

2. a) Unbeschadet des Buchstabens b dieses Vorbehalts wird 
Artikel 2 des Verhaltenskodex im Konferenzverkehr zwischen 
Mitgliedstaaten der Gemeinschaft und - auf der Grundlage der 
Gegenseitigkeit - zwischen diesen Staaten und anderen OECD- 
Ländern, die Vertragsparteien des Kodex sind, nicht angewandt. 

b) Buchstabe a steht dem nicht entgegen, daß Linienreede¬ 
reien von Entwicklungsländern, sofern sie als nationale Linien¬ 
reedereien im Sinne des Kodex anerkannt sind und die 


i) bereits Mitglieder einer den betreffenden Verkehr bedie¬ 
nenden Konferenz sind oder 

ii) zu einer solchen Konferenz nach Artikel 1 Absatz 3 des 
Kodex als Mitglieder zugelassen worden sind, 

nach den in Artikel 2 des Kodex aufgestellten Grundsätzen als 
Drittland-Linienreedereien an diesem Verkehr teilnehmen kön¬ 
nen. 

3. Artikel 3 und Artikel 14 Absatz 9 des Verhaltenskodex werden 
im Konferenzverkehr zwischen den Mitgliedstaaten der Gemein¬ 
schaft und - auf der Grundlage der Gegenseitigkeit - zwischen 
diesen Ländern und anderen OECD-Ländern, die Vertrags¬ 
parteien des Kodex sind, nicht angewandt. 

4. Bei dem unter Artikel 3 des Verhaltenskodex fallenden Verkehr 
wird der letzte Satz des Artikels dahingehend ausgelegt, daß 

a) die beiden Gruppen nationaler Linienreedereien ihren 
Standpunkt vor der Abstimmung über Gegenstände betreffend 
den Verkehr zwischen ihren beiden Ländern koordinieren; 

b) der Satz nicht für alle in einem Konferenzvertrag geregel¬ 
ten Gegenstände gilt, sondern nur für diejenigen, die nach dem 
Konferenzvertrag der Zustimmung der beiden Gruppen der betref¬ 
fenden nationalen Linienreedereien bedürfen. 
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Declaration: 

B) Declaration 

The Government of the Republic of Italy 

- will not prevent non-conference lines from operating as long as 
they compete with Conferences on a commercial basis while 
adhering to the principle of fair competition, in accordance with the 
Resolution on non-conference lines adopted by the Conference of 
Plenipotentiaries; 

- confirms its intention of acting in accordance with the said 
Resolution." 

In Connection with the above-mentioned declaration, it is recal- 
led that the Resolution referred to therein reads as follows: 

Non-conference shipping lines 

’T. Nothing in that Convention shall be construed so as to deny 
shippers an Option in the choice between Conference shipping 
lines and non-conference shipping lines subject to any loyalty 
arrangements where they exist; 

2. Non-conference shipping lines competing with a Conference 
should adhere to the principle of fair competition on a commercial 
basis: 

3. In the Interest of sound development of liner shipping Service, 
non-conference shipping lines should not be prevented from 
operating as long as they comply with the requirement of Para¬ 
graph 2 above.“ 


„B) Erklärung 

Die Regierung der Italienischen Republik 

- wird im Einklang mit der von der Bevollmächtigtenkonferenz 
angenommenen Entschließung über Linienreedereien, die keiner 
Konferenz angehören, solche Linienreedereien an der Ausübung 
ihrer Tätigkeit nicht hindern, solange sie unter Einhaltung des 
Grundsatzes des lauteren Wettbewerbs mit den Konferenzen auf 
kaufmännischer Grundlage im Wettbewerb stehen, 

- bekräftigt ihre Absicht, im Einklang mit der genannten Ent¬ 
schließung zu handeln.“ 

Im Zusammenhang mit der obengenannten Erklärung wird dar¬ 
auf hingewiesen, daß die darin erwähnte Entschließung wie folgt 
lautet: 

Linienreedereien, die keiner Konferenz angehören 

„1. Dieses Übereinkommen ist nicht so auszulegen, als nehme 
es Verladern die Möglichkeit, vorbehaltlich bestehender Treue¬ 
abmachungen ihre Wahl zwischen Linienreedereien, die einer 
Konferenz angehören, und solchen, die keiner Konferenz angehö¬ 
ren, zu treffen; 

2. die mit einer Konferenz im Wettbewerb stehenden Linienree¬ 
dereien, die keiner Konferenz angehören, sollen den Grundsatz 
des lauteren Wettbewerbs auf kaufmännischer Grundlage ein- 
halten; 

3. im Interesse einer gesunden Entwicklung der Linienschiffahrts¬ 
dienste sollen Linienreedereien, die keiner Konferenz angehören, 
an der Ausübung ihrer Tätigkeit nicht gehindert werden, solange 
sie den Erfordernissen der Nummer 2 genügen.“ 


Diese Bekanntmachung ergeht im Anschluß an die Bekanntmachung vom 6. Juni 1989 (BGBl. II S. 553). 


Bonn, den 27. November 1989 


Der Bundesminister des Auswärtigen 
Im Auftrag 
Dr.Oesterhelt 
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Bekanntmachung 

über den Geltungsbereich des Vertrags 

über das Verbot von Kernwaffenversuchen ln der Atmosphäre, 
im Weltraum und unter Wasser 

Vom 27. November 1989 

Der Vertrag vom 5. August 1963 über das Verbot von Kernwaffenversuchen in 
der Atmosphäre, im Weltraum und unter Wasser (BGBl. 1964 II S. 906) ist nach 
seinem Artikel III Abs. 4 für 

Äquatorialguinea am 16. Januar 1989 

in Kraft getreten. Äquatorialguinea hat seine Beitrittsurkunde am 
16. Januar 1989 in Moskau hinterlegt. 

Antigua und Barbuda hat dem Verwahrer in Washington am 16. Novem¬ 
ber 1988, dem Verwahrer in Moskau am 26. Dezember 1988 und dem Verwahrer 
in London am 18. Januar 1989 notifiziert, daß es sich mit Wirkung vom 
1. November 1981, dem Tage der Erlangung seiner Unabhängigkeit, an den 
Vertrag gebunden betrachtet, dessen Anwendung vor Erlangung der Unabhän¬ 
gigkeit durch das Vereinigte Königreich auf sein Hoheitsgebiet erstreckt worden 
war. 

Diese Bekanntmachung ergeht im Anschluß an die Bekanntmachung vom 
29, Juli 1988 (BGBl. II S. 767). 


Bonn, den 27. November 1989 


Der Bundesminister des Auswärtigen 
Im Auftrag 
Dr. Oesterhelt 
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Bekanntmachung 

über den Geltungsbereich des Übereinkommens 
zur Vereinheitlichung gewisser Begriffe des materiellen Rechts 
der Erfindungspatente 

Vom 27. November 1989 

Das Übereinkommen vom 27. November 1963 zur Ver¬ 
einheitlichung gewisser Begriffe des materiellen Rechts 
der Erfindungspatente (Straßburger Patentübereinkom¬ 
men) - BGBl. 1976 II S. 649, 658 - wird nach seinem 
Artikel 9 Abs. 3 für 

Dänemark am 30. Dezember 1989 

in Kraft treten. 

Diese Bekanntmachung ergeht im Anschluß an die 
Bekanntmachung vom 22. Oktober 1987 (BGBl. II S. 727). 


Bonn, den 27. November 1989 


Der Bundesminister des Auswärtigen 
Im Auftrag 
Dr. Oesterhelt 


Bekanntmachung 

über den Geltungsbereich des Übereinkommens 
zur Errichtung der Weltorganisation für geistiges Eigentum 

Vom 28. November 1989 

Das Übereinkommen vom 14. Juli 1967 zur Errichtung 
der Weltorganisation für geistiges Eigentum (BGBl. 1970 II 
S. 293, 295; 1984 II S. 799; 1985 II S. 975) wird nach 
seinem Artikel 15 Abs. 2 für folgende weitere Staaten in 
Kraft treten; 

Jemen, Demokratischer am 27. Dezember 1989 

Madagaskar am 22. Dezember 1989 

Thailand am 25. Dezember 1989 

Diese Bekanntmachung ergeht im Anschluß an die 
Bekanntmachung vom 1. Februar 1989 (BGBl. II S. 182). 


Bonn, den 28. November 1989 


Der Bundesminister des Auswärtigen 
Im Auftrag 
Dr. Oesterhelt 
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Bekanntmachung 

über das Inkrafttreten der Änderungen 
der Satzung des Zwischenstaatlichen Komitees für Auswanderung 
(früher: Satzung des Zwischenstaatlichen Komitees für Europäische Auswanderung) 

unter Umbenennung dieser Satzung in 
„Satzung der Internationalen Organisation für Wanderung“ 

Vom 29. November 1989 


Nach Absatz 2 der Bekanntmachung vom 23. Dezember 1988 der Änderungen 
der Satzung des Zwischenstaatlichen Komitees für Auswanderung (früher; Sat¬ 
zung des Zwischenstaatlichen Komitees für Europäische Auswanderung) vom 
19. Oktober 1953 (BGBl. 1989 II S. 55) wird bekanntgemacht, daß die mit 
Entschließung Nr. 724 (LV) am 20. Mai 1987 angenommenen Änderungen der 
Satzung und damit die geänderte Satzung unter ihrer neuen Bezeichnung 
"Constitution of the International Organization for Migration“ 
«Constitution de l'Organisation internationale pour les migrations» 

(Übersetzung) 

„Satzung der Internationalen Organisation für Wanderung“ 
nach Artikel 29 Abs. 2 der bislang geltenden Fassung der Satzung (BGBl. 1971 II 
S. 1318) 

am 14. November 1989 

für die Bundesrepublik Deutschland und die folgenden Staaten in Kraft getreten 
sind; 


Australien 

Bolivien 

Dänemark 

El Salvador 

Griechenland 

Guatemala 

Honduras 

Israel 

Kenia 

Kolumbien 

Korea, Republik 

Luxemburg 


Nicaragua 

Niederlande 

Norwegen 

Peru 

Philippinen 

Portugal 

Schweiz 

Thailand 

Uruguay 

Venezuela 

Vereinigte Staaten 

Zypern 


Die Annahmeerklärung der Bundesrepublik Deutschland zu diesen Satzungs¬ 
änderungen ist am 27. Juli 1988 notifiziert worden (vgl. die Bekanntmachung vom 
23. Dezember 1988/BGBl. 1989 II S. 55). 


Bonn, den 29. November 1989 


Der Bundesminister des Auswärtigen 
Im Auftrag 
Dr. Oesterhelt 
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Bekanntmachung 

über den Geltungsbereich des Internationalen Übereinkommens 
über sichere Container 

Vom 30. November 1989 

Das Internationale Übereinkommen vom 2. Dezember 
1972 über sichere Container (CSC) - BGBl. 1985 II 
S. 1009 - wird nach seinem Artikel VII Abs. 2 für 

Indonesien am 25. September 1990 

Mexiko am 4. April 1990 

in Kraft treten. 

Diese Bekanntmachung ergeht im Anschluß an die 
Bekanntmachung vom 20. April 1989 (BGBl. II S. 432). 


Bonn, den 30. November 1989 


Der Bundesminister des Auswärtigen 
Im Auftrag 
Dr. Oesterhelt 



Nr. 43 - Tag der Ausgabe: Bonn, den 21. Dezember 1989 


1065 


Bekanntmachung 

über das Inkrafttreten des deutsch-venezolanischen Abkommens 
zur Vermeidung der Doppelbesteuerung der Unternehmen 
der Luftfahrt und der Seeschiffahrt 

Vom 4. Dezember 1989 

Nach Artikel 3 Abs. 2 des Gesetzes vom 11. April 1989 
zu dem Abkommen vom 23. November 1987 zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Republik Venezuela 
zur Vermeidung der Doppelbesteuerung der Unternehmen 
der Luftfahrt und der Seeschiffahrt (BGBl. 1989 II S. 373) 
wird bekanntgemacht, daß das Abkommen nach seinem 
Artikel 7 Abs. 2 

am 30. Dezember 1989 
in Kraft treten wird. 

Die Ratifikationsurkunden sind am 30. November 1989 
in Bonn ausgetauscht worden. 


Bonn, den 4. Dezember 1989 


Der Bundesminister des Auswärtigen 
Im Auftrag 
Dr. Oesterhelt 
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Bekanntmachung 
über das Inkrafttreten 

des deutsch-türkischen Doppeibesteuerungsabkommens 

Vom 5. Dezember 1989 

Nach Artikel 4 Abs. 2 des Gesetzes vom 27. November 
1989 zu dem Abkommen vom 16. April 1985 zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Republik Türkei zur 
Vermeidung der Doppelbesteuerung auf dem Gebiet der 
Steuern vom Einkommen und vom Vermögen (BGBl. 1989 
II S. 866) wird bekanntgemacht, daß das Abkommen nach 
seinem Artikel 29 sowie das dazugehörige Protokoll vom 
selben Tag 

am 30. Dezember 1989 
in Kraft treten werden. 

Die Ratifikationsurkunden sind am 30. November 1989 
in Bonn ausgetauscht worden. 


Bonn, den 5. Dezember 1989 


Der Bundesminister des Auswärtigen 
Im Auftrag 
Dr. Oesterhelt 
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Bekanntmachung 

über Gebührensätze und Tarife für das FS-Streckengebührensystem 
nach dem Internationalen Übereinkommen über Zusammenarbeit 
zur Sicherung der Luftfahrt „EUROCONTROL“ 

Vom 15. Dezember 1989 

Die Ständige Kommission für Flugsicherung, enweifert um die Vertreter der 
am FS-Streckengebührensystem beteiligten Nichtmitgliedstaaten, hat am 
7. Dezember 1989 für den Erhebungszeitraum ab 1. Januar 1990 die Gebühren¬ 
sätze und Transatlantiktarife neu fesfgelegt. Der Beschluß und seine Anlagen 
werden hiermit nach Artikel 2 Abs. 1 des Gesetzes vom 2. Februar 1984 zu dem 
Protokoll vom 12. Februar 1981 zur Änderung des Internationalen Übereinkom¬ 
mens über Zusammenarbeit zur Sicherung der Luftfahrt „EUROCONTROL“ vom 

13. Dezember 1960 und zu der Mehrseitigen Vereinbarung vom 12. Februar 1981 
über Flugsicherungs-Streckengebühren (BGBl. 1984 II S. 69) in Verbindung 
mit § 2 Abs. 2 der FS-Strecken-Gebühren-Verordnung - FSStreckenGV vom 

14. April 1984 (BGBl. IS. 629), geändert durch die Verordnung vom 10. September 
1986 (BGBl. I S. 1524), bekanntgemacht. 

Diese Bekanntmachung ergeht im Anschluß an die Bekanntmachung vom 
6. März 1989 (BGBl. II S. 268). 


Bonn, den 15. Dezember 1989 


Der Bundesminister für Verkehr 
Im Auftrag 
Dr. Graumann 
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Beschluß Nr. 7 

zur Festlegung der Gebührensätze und Transatlantiktarife 
für den am 1. Januar 1990 beginnenden Erhebungszeitraum 


Die Ständige Kommission für Flugsicherung, enweitert um die Vertreter der am 
FS-Streckengebührensystem beteiligten Nichtmitgliedstaaten, 

gestützt auf das am 12. Februar 1981 in Brüssel geänderte Internationale Überein¬ 
kommen über die Zusammenarbeit in der Flugsicherung (EUROCONTROL), insbesondere 
dessen Artikel 5 Absatz 2, 

gestützt auf die Mehrseitige Vereinbarung über Flugsicherungs-Streckengebühren vom 
12. Februar 1981, insbesondere deren Artikel 3 Absatz 1 (a) und 2 (e) sowie Artikel 6 
Absatz 1 (a), 

faßt folgenden Beschluß: 


Einziger Artikel 

Die in der Anlage zu diesem Beschluß aufgeführten Gebührensätze und Transatlantik¬ 
tarife treten am 1. Januar 1990 in Kraft. 


Geschehen zu Brüssel am 7. Dezember 1989 

Michel Delebarre 
Präsident der Erweiterten Kommission 


Gebührensätze (Basissätze) für den Erhebungszeltraum 
(ab 1. Januar 1990) 



Nationaler 

Gebührensatz 

Venwaltungs- 

kostensatz 

Gebührensatz 


(1) 

(2) 

(3) = (1) + (2) 

Belgien/Luxemburg 

42,93 ECU 



43,38 ECU 

Bundesrepublik Deutschland 

44,24 ECU 



44,69 ECU 

Frankreich 

47,72 ECU 



48,17 ECU 

Vereinigtes Königreich 

71,19 ECU 



71,64 ECU 

Niederlande 

36,56 ECU 



37,01 ECU 

Irland 

25,65 ECU 



26,10 ECU 

Schweiz 

45,33 ECU 



45,78 ECU 

Portugal 

38,14 ECU 



38,59 ECU 

Österreich 

50,22 ECU 


0,45 ECU 

50,67 ECU 

Spanien 





- Kontinentalgebiet 

43,17 ECU 



43,62 ECU 

- Kanarische Inseln 

40,91 ECU 



41,36 ECU 

Portugal - Santa Maria 

10,24 ECU 



10,69 ECU 

Griechenland 

20,41 ECU 



20,86 ECU 

Türkei 

55,63 ECU 



56,08 ECU 

Malta 

41,65 ECU 



42,10 ECU 


Angewandter Wechselkurs: 


= BF 

43.3907 

ECU 1 = Hfl 

2.33699 

= DM 

2.07243 

= SF 

1.70478 

= FF 

7.02906 

= Esc 

173 539 

= £stg 

0.674318 

= Sch 

14.5864 

= £lr 

0.775973 

= Rs 

130.211 

= MAL 

0.3840 

= Ora 

179.152 



= Lt 

2344.07 


ermäßigte Gebührensätze für Inlandflüge in Frankreich 32,26 ECU 
ermäßigte Gebührensätze für Inlancfflüge in der Türkei 8,00 ECU 
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Basistarife 1990 

für Flüge gemäß Artikel 8 der Tarife und Anwendungsbedingungen für Luftfahrzeuge 
mit dem Gewichtsfaktor eins (50 metrische Tonnen) 


Startflugplatz 

(oder erster Zielflugplatz) 

geographische Lage: 

Erster Zielflugplatz 
(oder Startflugplatz) 

ECU 

(1) 

(2) 

(3) 

ZONE 1 

- zwischen 14° W und 110° W 

Frankfurt 

1005,95 

und nördlich von 55° N 

London 

701,95 

ausgenommen Island 

Paris 

Prestwick 

917,00 

367,51 

ZONE II 

- zwischen 40° W und 110° W 

Amsterdam 

677,89 

und zwischen 28° N und 55° N 

Athinai 

941,44 


Bale-Mulhouse 

689,18 


Belfast 

167,32 


Beograd 

1023,24 


Berlin-Schönefeld 

667,06 


Berlin-Tegel 

643,00 


Birmingham 

401,75 


Bordeaux 

374,18 


Bruxelles 

678,86 


Cardiff 

286,72 


Casablanca 

327,19 


Dakar 

140,89 


Dublin 

137,16 


Dubrovnik 

972,90 


Düsseldorf 

760,43 


Frankfurt 

820,50 


Geneva 

653,15 


Glasgow 

240,54 


Hamburg 

629,10 


Helsinki 

391,15 


Jeddah 

967,03 


Kobenhavn 

651,71 


Köln-Bonn 

756,08 


Lagos 

134,80 


Lamezia-Terme 

723,41 


Las Palmas, Gran Canarias 

422,25 


Lisboa 

370,44 


Ljubljana 

998,61 


London 

459,09 


Luxembourg 

732,87 


Lyon 

607,04 


Maastricht 

705,28 


Madrid 

484,69 


Malaga 

571,90 


Manchester 

365,81 


Manston 

531,28 


Milano 

717,02 


Monrovia 

134,16 


Moskva 

499,93 


München 

898,10 


Napoli-Capodichino 

754,77 


Newcastle 

380,31 


Nice 

916,65 


Oostende 

605,03 


Oslo 

405,48 


Paris 

540,38 


Pisa 

715,70 


Ponta Delgada, Acores 

139,18 


Porto 

269,07 


Praha 

799,12 


Prestwick 

240,54 



1070 


Bundesgesetzblatt, Jahrgang 1989, Teil II 


Startflugplatz 

(oder erster Zielflugplatz) 

geographische Lage: 

Erster Zielflugplatz 
(oder Startflugplatz) 

ECU 

(1) 

(2) 

(3) 


Roma 

798,49 


Sal 1., Cabo Verde 

156,61 


Santa Maria, Acores 

148,91 


Santiago, Espana 

229,07 


Shannon 

99,18 


Stockholm 

414,08 


Stuttgart 

764,92 


Tel-Aviv 

1119,52 


Tenerife 

389,11 


Torino 

831,14 


Venezia 

899.19 


Warszawa 

633,45 


Wien 

1093,63 


Zagreb 

1023,24 


Zürich 

774,39 

ZONE III 



- westlich von 110° W 

Amsterdam 

775,72 

und zwischen 28° N und 55° N 

Düsseldorf 

830,63 


Frankfurt 

835,39 


London 

661,40 


Luxembourg 

903,20 


Madrid 

390,51 


Manchester 

522,00 


Milano 

1033,73 


Paris 

750,15 


Prestwick 

328,11 


Shannon 

94,48 


Zürich 

1075,59 

ZONE IV 



- westlich von 40° W 

Amsterdam 

661,88 

und zwischen 20° N und 28° N 

Berlin-Schönefeld 

737,42 

einschließlich Mexiko 

Bruxelles 

596,17 


Düsseldorf 

747,71 


Frankfurt 

764,08 


Hamburg 

794,57 


Helsinki 

424,11 


Kebenhavn 

660,47 


Köln-Bonn 

690,89 


London 

451,28 


Madrid 

603,33 


Oslo 

434,14 


Paris 

466,66 


Praha 

831,45 


Sal 1., Cabo Verde 

87,55 


Shannon 

142,23 


Stockholm 

474,22 


Wien 

997,05 


Zürich 

707,38 

ZONE V 



- westlich von 40° W 

Amsterdam 

829,10 

und zwischen dem 

Bordeaux 

685,29 

Äquator und 20° N 

Frankfurt 

845,48 


Las Palmas, Gran Canaria 

517,07 


London 

633,13 


Lisboa 

501,41 


Lyon 

881,94 


Madrid 

663,56 


Manchester 

533,23 


Marseille 

996,13 



Nr. 43 - Tag der Ausgabe; Bonn, den 21. Dezember 1989 


1071 


Startflugplatz 

(oder erster Zielflugplatz) 

geographische Lage: 

Erster Zielflugplatz 
(oder Startflugplatz) 

ECU 

(1) 

(2) 

(3) 


Milano 

976,10 


Paris 

698,22 


Porto 

487,51 


Porto Santo, Madeira 

304,84 


Santa Maria, Acores 

195,95 


Santiago, Espaha 

488,13 


Shannon 

242,41 


Tenerife 

512,94 


Toulouse-Blagnac 

837,26 


Zürich 

986,53 
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